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Das Abonnement 
auf dies mit Ausnahme der 
Sonntage täglich erſcheinende 
Blatt beträgt vierteljährlich 
für die Stadt Poſen 1½ Thlr., 
für ganz Preußen 1 Thlr. 

24½ Sgr. 
Beſtellungen 
nehmen alle Poſtanſtalten des 
In- und Auslandes an. 
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Ju ſerate 
(1%, Sgr. für die fünfgeſpal⸗ 
tene Zeile oder deren Raum: 
Reklamen verhältnißmäßig 
höher) ſind an die Expedi⸗ 
tion zu richten und werden 
für die an demſelben Tage er- 
ſcheinende Nummer nur bis 
10 Uhr Vormittags au⸗ 
genommen. 


Telegramme der Poſener Zeitung. 
London, Dienſtag 4. März Nachmittags. Nach hier 
eingetroffenen 
hat der Gouverneur Letcher in einer Adreſſe an den Senat in 
Richmond ausgeſprochen, daß die letzten Niederlagen der 
Konfödetirten die Aufbietung aller Energie fordern. Er ver⸗ 
langt, daß in den Städten die ganze männliche Bevölkerung 
im Alter von a 1 ei der im Staats⸗ 
8 en trete. 
den en aa Sa Di Vormittags.) 

London, 4. Mätz. Aus Uewyotk find Berichte vom 18. 
Febr, eingegegangen, laut welchen das Fort Donnelfon, in welchem 
die Generale Buchner, Puſchrodo () und Johnſon ſich befanden, nach 
dreitägigem heißen Kampfe ſich den Unionstruppen auf Bedingungen 
ergeben habe. Die Unionifien machten 15,000 Gefangene und haben 
eine ungeheure Menge Kriegsmaterial weggenommen. Per Sonder- 
bundsgeneral Floyd if mit 5000 Mann entkommen. — Einem Ge- 
rüchte zufolge hütte am 8. Febr. bei Savannah eine Schlacht ſtatt⸗ 
gefunden und wäre die Stadt erobert worden. 

(Eingegangen 5. März 10 Uhr 15 Min. Vormittags.) 


en — 


Deut ſchland. 

reußen. ( Berlin, 4. März. [Vom Hofe; Ver⸗ 
ren Auf die Nachricht von dem Ableben der Großher⸗ 
zogin von Mecklenburg⸗Schwerin hat der König ſofort die auf heute 
Abend beſtimmte Festlichkeit im Schloſſe abſagen laſſen, obwohl für 
die 2500 Gäſte Alles vorbereitet war. Auch von dem vom diplo⸗ 
matiſchen Korps ꝛc. im Konzertſaale des Schauſpielhauſes veran⸗ 
ſtalteten Ballfeſte blieben die hohen Herrſchaften fern, doch nahmen 
die Hofchargen, die Miniſter, und die Generale ꝛc. mit ihren Da⸗ 
men daran Theil. Die Ballgäſte, welche der Elite der Geſellſchaft 
angehörten, blieben bis nach 4 Uhr in den mit hohen Topfgewäch⸗ 
en und Blumen herrlich dekorirten Räumen verſammelt. Die Ta⸗ 
fel war auf der Bühne ſervirt. — Wie es heißt, wird ſich der Kron⸗ 
prinz im Auftrage des Königs na Schwerin begeben, um der 
großberzoglihen Familie das Beileid unſeres Hofes auszudrücken. 
Der Großherzog ſoll durch den Tod ſeiner Gemahlin tief gebeugt 
ſein. — Heute Vormittags halb 10 Uhr ließ ſich der König, im 
Beiſein des Generals der Infanterie v. Peucker, durch den 
Korpskommandeur, Oberſten v. Ollech, die Kadetten vorſtellen, 
welche ihren Kurſus beendigt haben, und nun als Unteroffiziere, 
Fähnriche und Lieutenants in die Armee eintreten. Bevor der 
König die jungen Leute entließ, richtete er an fie einige Worte und 
ermahnte fie zur Pflicht⸗ und Dienſttreue. Darauf nahm der König 
die laufenden Vorträge entgegen und empfing alsdann mehrere 
höhere Offiziere und andere Perſonen von Rang; unter ihnen den 
Oberſt⸗Kammerherrn Grafen Redern und den Ober⸗Zerimonien⸗ 
meiſter Grafen Stillfried. Nachmittags arbeitete der König mit 
dem Miniſter v. d. Heydt und fuhr dann mit ſeiner Gemahlin zur 
Königin⸗Wittwe nach Charlottenburg. — Geſtern Abend fand im 
Krollſchen Etabliſſement eine Verſammlung des Nationalvereins 
ſtatt, in der auch die Fortſchrittspartei unſeres Abgeordnetenhauſes 
faſt vollzählig erſchtenen war. Es ging in dieſer Zuſammenkunſt 
ſehr animirt her und die Abgeordneten wurden aufgefordert in 
ihrem Streben nicht zu ermüden und das Ziel des Vereins ftets 
im Auge zu behalten. Ueber die Fraktionen des Abgeordneten⸗ 
hauſes ſcheint jetzt ein gewiſſer Ernſt gekommen zu fein. Man 
trägt ſich mit allerhand Beſorgniſſen, da die Mehrzahl der liberalen 
Mitglieder zu einer Opposition gegen die Regierung entſchloſſen 
iſt, weil diefe zu einem Entgegenkommen keine Neigung zeigt. — 
Der bekannte Wagenfabrikant Reuß jendet zwei Equipagen nach 
London zur Ausſtellung, von denen jede, wie mir verſichert wird, 
den Werth von 10,000 Thalern hat. — Geſtern Abend hatten wir 
hier wieder einen ſtarken Schneefall. 
Poſtweſen.] Bezüglich der Aushändigung der Poſt⸗ 
ſendungen unter der Wirkſamkeit des Allgemeinen Deutihen Han⸗ 
delsgeſetzbuchs hat das Generalpoſtamt unterm 26. v. M. folgende 
Generalverfügung erlaſſen: „Das Allgemeine Deutſche Handels⸗ 
geſetzbuch und das dazu ergangene Einführungsgeſetz vom 24. Juni 
1861 treten vom 1. März d. J. für den ganzen Umfang der Monar⸗ 
hie in Kraft und find einzelne Beſtimmungen derſelben hinſichtlich 
der Aushändigung von Poſtſendungen an Handlungsfirmen und 
Handlungsgeſellſchaften, jo wie an die, von dieſen oder von Kaufe 
leuten überhaupt beſtellten Prokuriſten von Wichtigkeit. Die Poſt⸗ 
Anſtalten werden deshalb auf dieſe mitgetheilten Beſtimmungen 
aufmerkſam gemacht. Zugleich wird bemerkt, daß in denjenigen 
Fallen, wo von einem Kaufmanne oder einer Handlungsgeſellſchaft 
eine Prokura ertheilt worden iſt, auch dann, wenn die Bekannt⸗ 
machung derſelben durch die öffentlichen Blätter ſtattgefunden hat, 
doch jedenfalls, der Vorſchrift des §. 32 des Reglements vom 21. 
Dezember 1860 gemäß, die Mittheilung der Prokura an die Poft- 
Anſtalt in beglaubigter Form erfolgen muß.“ — Nach 8. 6 der In⸗ 
ſtruktion über die poſtamtliche Inſinuation gerichtlicher Verfügun⸗ 


gu vom 5. Januar 1853 find die zu inſinuirenden gerichtlichen 


erfügungen, wenn deren Annahme von den Adreſſaten aus einem 
anderen Grunde, als wegen verweigerter Zahlung der, etwa zum 
nſatz gekommenen Beträge an Porto, Infſinuationsgebühr oder 
Beſtellgeld abgelehnt wird, bisher gleich unbeſtellbaren Adreſſen 
lammt den Behändigungsſcheinen zurückzugeben. Dieſe Beſtim⸗ 
mung iſt nunmehr aufgehoben und ſoll zukünftig die Inſinuation 


n 
Nachrichten aus Newyork bom 16. b. Mts. 


Stuben⸗ oder Hausthür der Adreſſaten erfolgen. 
— [Hannoverſche Depeſche in Betreff der Bundes⸗ 


einer hannoverſchen Depeſche bezüglich der Rückäußerung des Gra⸗ 
fen Bernſtorff auf die Würzburger Noten. Das hanuoverſche 
Schriftſtück enthält im Weſentlichen Folgendes: Die hannoverſche 
Regierung iſt überzeugt, daß ihr hinreichender Grund und volles 
Recht zu der in der Note vom 2. v. M., gegenüber den Aufſtellun⸗ 
gen, welche die Note des Grafen Bernſtorff vom 20. Dezember 
enthält, ausgeſprochenen Verwahrung zur Seite ftand. Es iſt je⸗ 


denfalls richtig, daß die Aufſtellung und Veröffentlichung eines 


Programms über die Bundesreform und zwar von einem ſo mäch⸗ 
tigen Bundesgliede wie Preußen, als mehr denn als bloßer Mei⸗ 
nungsaustauſch angeſehen werden muß; jede andere Annahme hieße 
das politiſche und moraliſche Gewicht jener Macht unterſchaͤtzen. 
Es verdient daher die höhere Schätzung durch die That eher Aner⸗ 
kennung als Vorwurf. Wenn ein fo mächtiges Bundesglied in dem 
publizirten Programm Grundfäge aufſtellt und Vorſchläge zur 
Bundesreform macht, welche nach der vollen Ueberzeugung anderer 
| Bundesgenoſſen theils gleichbedeutend find mit unmöglichen Bedin⸗ 
| gungen für jede Bundes reform, theils Neuerungen anregen und alt 
| Ziel auſpflanzen, die mit keiner Foͤderation, möge ſie Staatenbund 
oder Bundesſtaat heißen, vereinbar ſeien und die Bedürfniſſe 
Deutſchlands, welchen die gegenwärtigen Reformbemühungen ge⸗ 
widmet werden, nicht befriedigen können, vielmehr neue Uebel zu 
den vorhandenen Mängeln hinzufügen würden: wenn ferner jene 
Grundſätze und Vorſchläge nicht als bloße theoretiſche Theſen der 
preußiſchen Regierung angelegen werden dürfen, ſondern Erfah⸗ 
rungen und Thatſachen unverkennbar zeigen, daß ihre Ausführung 
durch die Praxis angeſtrebt wird, jo befteht; die volle Berechtigung 
der Bundesgenoſſen zum Widerſpruche, damit nicht etwa ihr Schwei⸗ 
gen als Zuſtimmung angeſehen und ihnen ſpäter von Preußen mit 
Recht zum Vorwurf gemacht werden könne. Nach einer langen 
Kritik der preußiſchen Andeutungen über die Bundes reform ſucht 
die hannoverſche Depeſche weiter nachzuweiſen, daß der „Bundes⸗ 
ſtaat“ der Note vom 20. Dezember durchaus kein ſolcher ſei. Ein 
Verein von Staaten, in welchem einem der Einzelſtaaten das 
Eigenthum oder die Ausübung de 
umal bei monat, Spitze, verdiene ſcho 
„Reich“ Die Geschichte fähre lan kein Wie e 
gen Bundesſtaates“ auf. In wirklichen Bundesſtaaten habe die 
Bundesgewalt in der Souveränität der Nation und aus der Wahl⸗ 
aktion dieſer Baſis geht die Bundesregierung periodiſch hervor, aber 
ohne daß letztere dabei an irgend einem Theile des Bundesſtaates 
haftete. Die vorgeſchlagene Vereinigung erzeuge nur eine Suzerä- 
netät für Preußen und ein Vaſallenthum und untergeordnetes Ver⸗ 
hältniß für die übrigen Staaten, welchen letzteren noch dazu der 
Schug und die Garantie abgehen würde, die die alte deutſche Reichs⸗ 
verfaſſung den Ständen geboten, auch nicht die Theilnahme gewäh⸗ 
ren dürfte, welche die alten Stände am Reichsregimente gehabt. 
Eine ſolche Neuerung verletze die Bundesverträge, laufe den Be⸗ 
ſtimmungen des Pariſer Friedens und des Wiener Kongreſſes zu⸗ 
wider, welche Unabhängigkeit der Staaten und ein Bundesverhält⸗ 
nitz nebeneinander haben wollten ꝛc. Schließlich wird beklagt, daß 
die preußiſche Regierung Anſtand genommen, auf die Einladung 
zu Verhandlungen über Reform einzugehen und zur Entwickelung 
des Beſtehenden mitzuwirken; beſonders wird bedauert, daß die 
preußiſche Regierung in der eventuellen Idee der Erweiterung des 
deutſchen Deſenſivſyſtems ein Motiv zur Ablehnung jener Verhand⸗ 
lungen findet, da ſene Erweiterung doch gewiß nicht für ſo präju⸗ 
dizirend zu halten ſein dürfe, um ein Hinderniß für gemeinſame 
Berathungen über eine Bundesreform abzugeben. 


Münſter, 3. März. [Von der Akademie.] Am 27. v. Mts. 
hat in der akademiſchen Aula eine überaus zahlreich beſuchte Ver⸗ 
ſammlung der an hieſiger Akademie Studirenden ſtattgefunden. 
Der erſte Gegenſtand der Berathung war die von der Berliner 
Hochſchule wie an alle deutſchen Univerſitäten, ſo auch an unſere 
Akademie geſtellte Anforderung, ſich an der Sammlung von Gaben 
„für die deutſche Flotte unter preußiſcher Führung“ zu betheiligen. 
Mit Stimmenmehrheit ward der Beſchluß gefaßt, dieſer Aufforde⸗ 
rung nicht Folge zu leiſten und die Motive dieſer Ablehnung in 
einer Adreſſe an die Berliner Univerſität eines Näheren darzulegen. 
Den zweiten Gegenſtand der Diskuſſion bildete der Vorſchlag, an 
die Studirenden zu Bonn, welche die bekannte, vom 19. Februar 
datirte, die Paritätsfrage betreffende Adreſſe an den Kurator der 
dortigen Univerſität, Herrn Beſeler, unterzeichnet hatten, ein Zu⸗ 
ſtimmungsſchreiben zu erlaſſen. Der Vorſchlag ward mit großer 
Majorität angenommen. 


Oeſtreich. Wien, 2. März. (Der Aufſtand in der 


Herzegowina.) Unter den Inſurgenten in den ſlaviſchen Pro⸗ 
vinzen der Türkei macht ſich, den letzten Informationen zufolge, 
eine erhöhte Thätigkeit bemerkbar, und ſcheint Alles darauf hinzu⸗ 
deuten, daß mit Eintritt der beſſeren Jahreszeit nicht nur der Auf- 
ſtand ſich ausdehnen. ſondern gleichzeitig in mehreren bis jetzt noch 
ruhig gebliebenen Diſtrikten ausbrechen werde. Trotz der Verſtär⸗ 
kungen, die fortwährend zu Omer Paſcha's Armee ſtoßen, ſoll der⸗ 
ſelbe im beſten Falle über nicht mehr als hoͤchſtens 30,000 Mann 
zu verfügen haben, mit denen er der vereinten Macht der Aufſtän⸗ 
diſchen, wenn ſie nur halbwegs gut geführt werden, nicht die Spitze 
zu bieten im Stande ſein wird. An eine Intervention Oeſtreichs 
in der Herzegowina iſt bis jetzt nicht zu denken. (K. 3.) 


in den erwähnten Fällen durch Befeſtigen der Verfügungen an die 


reform.] Der „Hamburger Korreſpondent“ bringt die Analyſe 


Baden. Karlsruhe, 2. März. [Die badiſche Regte⸗ 
rung und die großdeutſche Preſſe.] Aus Anlaß eines ſehr 


gehäſſigen Artikels der „A. 3.“ über das badiſche Regentſchaftsgeſetz 
bemerkt heute die „Karlsr. Ztg.“ folgendes: „Wir befinden uns den 


Herren gegenüber, welche die „Allgemeine Zeitung“, die großdeut⸗ 


Bundesgewalt, einem theilneh⸗ 


die . | 


Ihe ultramontane Preſſe und, wir bedauern es, jagen zu müſſen, 
auch nicht weniger offiziöſe und offizielle deutſche Regierungsorgane 
mit ihren Denunziationen und ihrem eintönigen Nothſchrei über 
unſere Zuſtände füllen, in der ſonderbaren Lage, daß, während wir 
denſelben ſo vielen Stoff zu theilnehmender Betrachtung geben, ſie 
uns vor wie nach gleich intereſſelos bleiben. Darin find wir in der 
That undankbaren Gemüths. Während fie jo zärtlich für uns for- 
gen, haben wir uns noch wenig genug um ſie ſelbſt, noch um die 
Staaten, welche ihr politiſches Eden ausmachen, noch um deren Re- 
gierungsweiſe gekümmert. Wir find außerdem von unferer Regie» 
rungsweiſe überzeugt, daß dieſelbe ihr bisheriges bundesfreundli⸗ 
ches Verhalten gegen ihre Nachbar⸗ und Bundesſtaaten nicht än⸗ 
dern wird, wie heftig oder wie gemein, wie bösartig oder wie thö⸗ 
richt, inſpirirte und inſpirationsloſe, geiſtreiche und geiſtesarme 
Federn gegen ſie zu eifern für gut finden. Von dieſem indifferenten 
Verhalten werden wir und wird unſere Regierung zweifellos der 
„Augsburger Zeitung“ gegenüber gewiß auch künftig nicht abwel⸗ 
chen fie mag drucken, was fie will. Mag dies derſelben zugleich 
als Beweis gelten, wie gering wir im Allgemeinen das Urtheil des 
Leſerkreiſes dieſer Blätter achten, und wie wenig bedeutend wir die 
politiſche Macht anſchlagen, die dem Syſtem innewohnt, welches 
ihre Mitarbeiter auf ſo unwürdige Weiſe emporzuſchrauben be⸗ 
müht ſind.“ 

Oldenburg, 3. März. [Begnadigung.] Allen abwe⸗ 
ſenden Wehrpflichtigen, welche vor dem 1. Mat 1855 das Großher⸗ 
zogthum verlaſſen und ſich der Erfüllung ihrer Militärpflicht ent⸗ 
zogen haben, find die dadurch verwirkten Strafen, ſoweit darüber 
noch nicht rechtskräftig erkannt iſt, in Gnaden unter der Bedingung 
erlaſſen, daß dieſelben entweder vor ihrer Rückkehr in das Großer 
zogthum durch die Stellung eines Stellvertreters ihre Militärpflicht 
nachträglich erfüllen oder in dem auf ihre Rückkehr folgenden regel- 
mäßigen Eintrittstermine entweder ſelbſt in den Dienſt treten oder 
einen Stellvertreter für ſich ftellen. 


Großbritannien und 


0 don, 


fi 


1): 8 
1 
op 


land N We 
7, N Aan we. 


51 


3 — 


ten.] 


Ausfälle des Marquis de Boiſſy benutzt, um zu zeigen, daß Eng 
land von den Legitimiſten größere Gefahren als von den Bonapar⸗ 
tiſten zu befürchten hätte. Darauf bemerkt „Daily News“: Die 
Pariſer Preſſe hat das ihrige gethan, indem ſie die harmloſen Ex⸗ 
zentrizitäten dieſes Engländer freſſenden alten Herrn ihrer ganzen 
Unbedeutendheit nach würdigte. Wir brauchen daher auf dieſes 
Thema nicht näher einzugehen. Abſurd und ungerecht aber wäre es 
unter allen Umſtänden, die gegenwärtige Verſammlung im Luxem⸗ 
bourg als Vertreterin der öffentlichen Moral von Frankreich anſehen 
zu wollen. Die Zuſammenſetzung dieſer prunkvoll aufgezäumten 
und wohlbeſoldeten Koͤrperſchaft it nicht darnach angethan, fie mit 
Selbstachtung zu begaben. Von einer Verſammlung, die das zweite 
Kaiſerreich nach dem Coup d’stat zuſammengerafft hatte, nachdem 
alle unbeſtechlichen und ehrenhaften Perſönlichkeiten fi ſorgfältig 
ferne hielten, zu erwarten, daß ſie Tugendvorbilder in ſich einſchlie⸗ 
Ben werde, wäre eben fo unvernünftig, als wenn ſich einer wun⸗ 
derte, daß weder ein Berryer noch ein Guizot, oder Odillon Bar- 
rot, oder auch nur ein Thiers ſich auf denſelben Bänken mit einem 
Segur d' Agveſſeau, einem Larochejacquelein oder einem Hederen 
zuſammengefunden habe. Der Raller der Franzoſen findet ſich jetzt 
Männern gegenüber, durch die ſchon ein halb Dutzend Regierungen 
verrathen und verlaſſen worden ſind, ohne daß ſie eine einzige je 
vom Verderben gerettet hätten. Wohl weiß dies das liberale Frank⸗ 
reich, den Ausländer aber muß man von Zeit zu Zeit daran erin⸗ 
nern, damit er den Senat des zweiten Kaiſerreichs für das nehme, 
was er werth iſt. — Der „Herald“ ſchreibt: Der Marquis de Boiſſy, 
der im Senate einen Kreuzzug gegen England predigte, vertritt 
die Anſicht einer großen Klaſſe von Franzoſen. Viele Mitglieder 
jener erlauchten Verſammlung, welche über die Sonderbarkeiten 
des Marquis ſo herzlich gelacht haben, find in Wirklichkeit von dene 
ſelben Wünſchen beſeelt, wenn ſie auch klug genug find, ſich nicht 
den Projekten des alten Herrn anzuſchließen. Selbſt General Mon⸗ 
tauban, der an unſerer Seite in China focht, rühmte ſich, daß 
Frankreich, weit entfernt, den Engländern in China Unterſtü⸗ 
tung zu gewähren, dieſen vermittelſt der Einführung des Katholi⸗ 
zismus gewaltig entgegengearbeitet habe. An dieſer Prahlerei iſt 
zwar eben ſo wenig Wahres, als an den Auslaſſungen des Marquis 
de Boiſſy, doch erkennen wir daraus, welche Stimmung felbft in 
der unmittelbaren Umgebung des Kaiſers herrſcht, gerade wie wir 
aus der ganzen Debatte erſehen, mit welchen Schwierigkeiten der 
Kaiſer zu kämpfen hat, um an der engliſchen Allianz feſthalten zu 
kämpfen hat, um an der engliſchen Allianz feſthalken zu können. 
Allerdings hätte er ohne dieſe eine noch viel ſchwierigere Stellung. 
Er weiß nur zu gut, daß er Frankreich verderben und ſeine Dy⸗ 
naſtie gefährden würde, wollte er dem Rathe der Boiſſys folgen. 
Er weiß, daß Rathgeber dieſer Sorte gleich bereit wären, den 
Grafen von Paris oder Chambord auf den franzöſiſchen Thron zu 
ſetzen, und ſich dabei überdies engliſchen Beiſtandes zu bedienen. 
Aber trotz alledem muß ihm doch zuweilen die Verſuchung nahe 
treten, mit dem Strom zu ſchwimmen, und deshalb muß England 
der Ehrlichkeit und Klugheit ſeiner Haltung volle Gerechtigkeit wi⸗ 
derfahren laſſen. Dem Kaiſer kann es nur angenehm ſein, daß 


Die neueren Vorgänge im franzſiſchen Senat machen hien 
nicht minder wie anderwärts Aufſehen. Die „Poſt“ hatte die 


ſolche Reden im Senate gehalten werden können, denn durch den 
Kontraſt ſeiner Politik mit der ſeiner Gegner kann ſeine Dynaſtie 
in Frankreich, ſeine eigene Stellung im Auslande nur an Feſtigkeit 
ewinnen. Am allerwenigſten wird es Engländern in den Sinn 
ommen, eine Dynaſtie zu ſtürzen, die die Kraft beſitzt, tolle Lei⸗ 
denſchaften im Innern und nach Außen niederzuhalten. 

— [Parlament.] In der Unterhaus ſitzung am 28. d. Mts. fragte 
Wyld den erſten Lord des 17 7 ob die engliſche Regierung der Reglerung 
der Vereinigten Staaten Vorſtellungen wegen der Abberufung des amerikani⸗ 
ſchen Geſchwaders von der marokkaniſchen Küſte gemacht habe; ferner, ob ſie 
verſucht habe, den Präſidenten der Vereinigten Staaten zu bewegen, daß er 
verhindere, daß die amerikaniſche Flagge von Sklavenſchiffen an der weſtafrika⸗ 
niſchen Küſte gebraucht werde; und drittens, ob die Regierung den Präſiden⸗ 
ten gebeten habe, er möge es den zur Unterdrückung des Sklavenhandels ver- 
wandten britiſchen Schiffen geſtatien, ſich während der Abweſenheit des Ge⸗ 
ſchwaders der Vereinigten Staaten über die Nationalität der unter amerikani ; 
ſcher Flagge ſegelnden Schiffe zu vergewiſſern. Lord Palmerſton: Es ift der 
Regierung der Vereinigten Staaten vorgeſtellt worden, daß die Anzahl von 
Kanonen, welche ſie verkragsmäßig an der afrikaniſchen Küſte zur Unterdrückung 
des Sklavenhandels zu verwenden hat, ſich jetzt nicht auf der Station befindet. 
Die Antwort lautete dahin, daß die Anforderungen des Krieges und der Blo- 
kade fie genöthigt hätten, einen Theil der auf fremden Stationen beſchäftigten 
Kreuzer von dort zurückzuziehen. Ohne Zweifel iſt dieſe Antwort nicht beſon⸗ 
ders befriedigend, weil ſie darauf hinausläuft, daß die Vereinigten Staaten 
einer vertragsmäßigen Verpflichtung, die ſich auf einen Gegenſtand bezieht, an 
dem Engländer großes Intereſſe nehmen, deshalb nicht nachkommen, weil fie 
die Schiffe, die eigentlich an der afrikaniſchen Küſte verwandt werden ſollten, 
zur Herſtellung einer für die Intereſſen und den Handel Englands ſehr nach⸗ 
theiligen Blokade brauchen. Doch glaube ich, wohl jagen zu dürfen, daß es 
dem Präſidenten der Vereinigten Staaten ſehr darum zu thun iſt, mit Groß⸗ 
britannien zur Unterdrückung des Sklavenhandels zu fooperiren, Zu jagen, auf 
welchem beſonderen Wege dies geſchehen mag, iſt für Vest nicht meine Sache. 
Doch bin ich überzeugt, daß es der Wunſch des Volkes der Vereinigten Staa⸗ 
ten iſt, alle ihm zu Gebote ſtehenden Mittel zur Unterdrückung des Sklaven ⸗ 
handels anzuwenden. Zum Beweis will ich daran erinnern, daß ein amerika ⸗ 
niſcher Bürger, der überführt wurde, dem Sklavenhandel Vorſchub geleiſtet 
zu haben, kürzlich in Newyork zum Tode verurtheilt worden ift. Wyld ver- 
mißte die Antwort auf den letzten Theil ſeiner Frage und erinnert daran, daß 
der ganze Sklavenhandel an der afrikaniſchen Küſte unter der Flagge der Ver⸗ 
einigten Staaten betrieben werde. Lord Palmerſton: Mein ehrenwerther 
Freund muß wiſſen, daß keine bloß von dem Präſidenten der Vereinigten 
Staaten ertheilte Erlaubniß Gültigkeit haben kann. Ein Durchſuchungsrecht, 
wie das, von welchem die Rede ift, kann nur kraft eines vom Senate ſanktio⸗ 
nirten Vertrages ausgeübt werden. 

— [England und Amerika.] Die „Times“ mahnt aber⸗ 
mals England in Bezug auf den amerikaniſchen Krieg zum Feſthal⸗ 
ten an der ſtrengſten Neutralität. „Keine Politik“, jagt fie, „kann 
klarer ſein, als die, daß wir den Norden und Süden ihre Zwiltig« 
keiten unter ſich auß machen lafjen, ohne uns darein zu miſchen. Was 
auch immer intereſſirte Schriftſteller und Redner dagegen ſagen mö⸗ 

en, nichts kann ficherer fein, als daß wir bis ietzt die unbedingteſte 

eutralität beobachtet haben. Laßt uns bis zum Ende dabei aus⸗ 
harren und keiner Partei eine Gelegenheit geben, zu behaupten, der 
Kampf, welcher Amerika in zwei Stücke zerriß, ſei durch unſere 
ſelbſtſüchtige oder intereſſirte Intervention verurſacht oder beendigt 
worden. Es find Anden vorhanden, daß der Bürgerkrieg ſich 
nicht ſehr lange mehr hinziehen kann, und wir thun am beſten, wenn 
wir ſeine Aſche bis zum letzten Funken verglimmen laſſen, ohne ſie 
mit dem Zube auszutreten.“ 

— [Die amerikaniſche Blokade.] Dem Parlamente 


Venezianiſche Rache. 
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V. 

Am Morgen darauf lag Mareo in ſeiner Gondel, das Haupt 
voll ſüßer Träume, horchend auf der Wellen leiſes Gemurmel. Aus 
ſeinem Sinnen weckte ihn der Ruf einer bekannten Stimme; ſchnell 
ſprang er empor. 

Ihr ſeid's Signora? fragte er verwundert. 

Zur ungewohnten Stunde, nicht wahr? 

Euer Anblick iſt mir immer lieb, ſprach ſchmeichelnd der Gon⸗ 
dolier; doch was führt Euch her? Wollt Ihr zur Madre dell' 
Iſola? 

Nein, Marco, ich kam, um Dir einen Auftrag zu geben. 

Einen Auftrag? Sprecht Signora! 

Fahre heute Nacht um 11 Uhr in die strada Bolivia. Dort 
wirſt Du ein kleines Pförtchen finden, kenntlich durch das Bild der 
drei Könige über demſelben. Dort harre mit Deiner Gondel, bis 
ich herabkomme. 

Der Gondolier ſtutzte. Alſo Ihr ſelbſt ſeid es, für die ich meine 
Gondel in Bereitſchaft halten fol, und wohin gedenkt Ihr zu fahr 
ren in ſo ſpäter Nacht? 

Nach Malamocco, war die Antwort. 

Nach Malamocco wollt Ihr allein hinüber? 

Ein Mann wird mich begleiten. 

Ein Mann? — und Ihr allein? — in der Nacht? 

Es iſt mein Verlobter, ſprach Marie ſtolz. Todtenbläſſe über⸗ 

og das Antlitz des Gondoliero, indeß die Goldſchmiedstochter forte 
h r: Ich habe ſchon zu viel gefagt, um Dir nicht Alles zu ſagen. 
Ich weiß, Du biſt treu, auf Dich kann ich mich verlaſſen. 

Bis in den Tod, ſprach Marco dumpf. 

So wiſſe denn, es iſt Arrigo Cavalpani, der das Unglück hatte, 
den Sohn des Zehners Barberini in der Schenke zur h. Roſalia zu 
erſchlagen. Ach Gott, er hat ihn gewiß ſehr gereizt, und Arrigo iſt 
aufbrauſend, wie die Nobili alle, und nun mußt Du mir ſein iheu⸗ 
res Leben retten. 

Alſo der Cavalpani? ſeufzte Marco, wie aus einem Traume 
erwachend; gut Signora, ich werde nicht fehlen am Pförtchen in 
der strada Bolivia! 

Nun Addio! Ich muß fort, denn Manches habe ich noch zu 
beſorgen, was uns nöthig fein könnte zur Ueberfahrt. Addio! 
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offizieren eingelaufenen Berichten erſichtlich ift, find mehrere Schiffe 
glücklich der Blokade entſchlüpft, trotzdem ein hinreichendes Blo⸗ 
kadegeſchwader vor den genannten Häfen aufgeſtellt iſt, und ſomit 
dürfte die Frage aufgeworfen werden, ob eine derartige Blo⸗ 
kade als eine effektive zu betrachten ſei. Ihrer Majeftät Regie⸗ 
rung iſt jedoch der Anſicht, daß, vorausgeſetzt, die Blokade wurde 
in aller Form notifizirt, vorausgeſetzt, daß vor dem Eingange zu 
einem Hafen genug Schiffe aufgeſtelt wurden und ftattonirt blei⸗ 
ben, um entweder die Zufahrt wirkſam zu verſperren oder die etwa 
ein⸗ und auslaufenden Fahrzeuge ſichtlich zu gefährden, und vor⸗ 
ausgeſetzt endlich, daß das Ein⸗ und Auslaufen von Seiten dieſer 
Blokadeſchiffe nicht freiwillig geſtattet wird, die Thatſache, daß 
einzelne Schiffe glücklich durchgeſchlüpft ſind (wie im vorliegenden 
Falle geſchehen war), nicht hinreicht, um die Blokade im Geiſte des 
Völkerrechts als eine nicht effektive erſcheinen zu laſſen. Da der 
Grad der Erſprießlichkeit eines Blokadegeſchwaders jederzeit noth⸗ 
wendig nach einzelnen Thatſachen und Nachweiſen bemeſſen wer⸗ 
den muß und da über dieſen Punkt die Anſichten auseinander⸗ 
gehen können, ſo iſt es die Pflicht eines neutralen Staates, in Be⸗ 
treff der Nichtbeachtung einer gehörig notifizirten thatſächlichen Blo⸗ 
kade die größte Umſicht walten zu laſſen, und ſollte er dieſelbe nicht 
mißachten, ausgenommen, er theilte mit den anderen dabei inter⸗ 
eſſirten Neutralen die Ueberzeugung, daß das Blokaderecht von 
einem Staate gemißbraucht wird, indem dieſer etwa nicht im 
Stande iſt, eine Blokade auszuführen und aufrecht zu halten, oder 
daß er aus dem einen oder anderen Grunde gar nicht den Willen 
dazu hat.“ 

London, 4. März. [Telegr.] In der geſtrigen Sitzun 
des Unterhauſes erwiderte der Unterſtaatsſekretär Layard kat 
eine Interpellation Griffith's, daß die Regierung Schritte gethan 
habe, um eine Wiederholung von Inſulten, wie ſie dem italieni⸗ 
ſchen Konſul in Malta zugefügt worden, zu verhindern. 


Frankreich. 

Paris, 2. März. [Die Dotation des Grafen Pali⸗ 
kao; Senats⸗Debatte; die Rentenkonverſion.] Dem 
Vernehmen nach wird die Regierung trotz des Kommiſſionsberichts 
an dem Geſetzentwurf über die Palikaodotation entſchieden feſt⸗ 
halten, und es auf die Abſtimmung ankommen laſſen; die Mittel, 
die Majorität der Kammer zu erſchüttern, ſind allerdings noch nicht 
erſchöpft. Uebrigens glaubt man, daß, wie es auch kommen möge, 
die Auflöſung der Verſammlung nach dem Schluß der gegenwär⸗ 
tigen Seſſion nun mit Sicherbeit bevorſteht. — Von den Reden 
im Senat über die römiſche Frage war oratoriſch die Lagueron⸗ 
niére's die beſte. Die Frage iſt, ob feine Löſung wirklich auch die 
des Kaiſers iſt. Die Sache liegt nicht ſo einfach, als man aus 
jener Rede zu ſchließen geneigt iſt. Lagueronniere will dem Papft 
Rom und das Patrimonium, Piemont aber den Reſt des Kirchen⸗ 
ſtaates laſſen. Das Turiner Kabinet würde nicht ungeſchickt ver⸗ 
fahren, wenn es die Baſis annähme. Der Papſt lehnt dieſelbe 
jedenfalls ab und man hätte dann in Turin alle Vortheile einer 
gemäßigten Politik. Die Okkupatlon Roms wird fortdauern, das 
iſt gewiß. So lange Oeſtreſch in Venetien bleibt, fo lange wird 
der Kaiſer Napoleon die Truppen in Rom laſſen. — Was die 
Nenienkonverfion ettifft, 0 mon, daß trotz der heftigen 
Oppoſition doch ea 120 Mill umgetauſcht werden. Unter dem 
Reſte ſind viele Dolalrenten, deren Umwandlung denen, welche den 
Nießbrauch haben, nicht fcelſteht. Vermuthlich wird die Regierung 
für dieſen Reſt ein Geſetz zur zwangsweiſen Umwandlung ein⸗ 
bringen. (N. 3.) 


ſich fortnahm. Dann kniete er in der Gondel nieder, legte das 
Haupt auf das harte Holz des Borded und weinte bitterlich. Alle 
Qualen einer getäuſchten Liebe, alle Pein der Eiferſucht, der furcht⸗ 
barſten Leidenſchaft, denn ſie iſt ein Gift, das, nachdem es den Geg⸗ 
ner vernichtet, an dem fortfrißt, der es gebraut; alle Schmerzen, die 
in jo reichem Maaße eine unglückliche Liebe begleiten, wütheten an 
dem verzagenden Herzen des Gondoliero. 

Aber allmälig begannen ſeine Thränen minder zu fließen und 
dunkle Röthe überzog ſein ſchoͤnes Antlitz. Wer war denn dieſer 
Cavalpani, der es wagen durſte, ihm das Heiligſte zu rauben, was 
er auf Erden beſaß? War es nicht derſelbe Wüſtling, den er ſelbſt 
oft in ſeiner Gondel zu verliebten Abenteuern geführt, dem er die 
Strickleiter gehalten, wenn er einſtieg bei Venedigs ſchwarzäugigen 
Schönen. Und er ſollte der Verlobte der Goldſchmiedstochter ſein? 
— Ihr Verführer war er; und doch, ſie liebte den Nobile, ſie dachte 
nicht an den armen Gondolier; was er für Liebe gehalten, war bei 
ihr nur angeborne Freundlichkeit; ſie verſchmähte ihn, der ſie ſo in⸗ 
nig, ſo treu geliebt, und zog ihm den Wüſtling vor; krampfhaft 
zuckte es um ſeine Lippen und ein Entſchluß ſchien reif geworden zu 
ſein in ſeiner Seele. Er hob das Haupt vom Borde der Gondel 
und rief: Gianni! 

Dieſer fuhr aus dem Gondelhäuschen hervor, wo er halb 
ſchlummernd gelegen hatte. Watz willſt Du, Bruder? fragte er. 

Komm' her, Gianni, ſprach Marco. Der Knabe näherte ſich 
und der Gondolier küßte ſeine Stirne, ihm die wild rollenden Locken 
aus dem Antlitze ſtreichelnd. Ich war Dir immer ein guter Bruder, 
Gianni, oder war ich's nicht. 

Ja, das warſt Du, Marco, verſetzte der Knabe verwundert. 

So höre. Ich denke eine Reiſe zu thun, von der ich ſobald 
nicht zurückkommen dürfte. Du biſt ſchon groß und ſtark und kannſt 
bald ſelbſt eine Gondel führen. Der alte Taddeo wird Dich zur 
Mutter nach Murano bringen. 

Alſo willſt Du nicht Abſchied nehmen von der Mutter. 

Nein. Hier ſind 100 Zechinen, die ich mühſam zuſammen⸗ 
ſparte, grüße und küſſe die Mutter tauſendmal und bitte fie ſtatt 
meiner um Vergebung, daß ich ſie ſo ganz ohne Abſchied verließ. 

Nun, ſie wird weinen, meinte Gianni, aber ſie wird ſich tröſten, 
wenn Du wiederkommſt. 

Geh', geh'! ſprach Marco mit erſtickter Stimme den Knaben 
küſſend, der unbefangen davon eilte und die Gondel des alten 


Lebt wohl! ſprach der Gondolier. Er ſah ihr nach, wie fie un- Taddeo aufſuchte, während er eine Barkarolle trällerte. Der Gon⸗ 


befangen über den Ponte Rialto dahineilte und all fein Gluck mit 


dolier lehnte wieder die glühende Stirn an den Bord der Gondel 
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duktion des Tarifs nach und nach ftattfinden wird. Den dabei 
betheiligten Staaten liegt in dieſem Augenblick ein Memorandum 
vor, deſſen Zweck iſt, vorzuſchreiben, auf welche Weile die progreſ⸗ 
ſive Reduktion bis 2 Zeit, wo der Zollverein zu Ende iſt, vorge⸗ 
nommen werden ſoll.“ — Der bekannte General Korte, Senator, 
iſt geſtern geſtorben. — In Teneriffa find ein franzöſiſcher Aviſo, 
zwei Dampffregatten und ein Linienſchiff mit Truppen und Kriegs⸗ 
material, die für Mexiko beſtimmt ſind, angekommen. In wenigen 
Tagen ſollen drei ſpaniſche Schraubenfregatten zur Verſtärkung 
des mexikaniſchen Geſchwaders abgehen. — Der von 1848 her be⸗ 
kannte republikaniſche Sergeant Boichot iſt jetzt Oberſt in Dienſten 
der nordamerikaniſchen Union. 


he des Botſchafters ſofort unterbreitet, und Se. Majeftät 


en Botſchafter bei ſeiner Vorſtellung geleitet, vollkommen würdige; 


und lag ſo in dumpfem Brüten. Die Mittagsſonne brannte auf 
Ki unbedecktes Haupt, er achtete es nicht. Seine Kameraden fuhren 
taunend an ihm vorbei und wußten nicht, was das zu bedeuten 
habe, daß der ſonſt jo fröhliche Marco ſtumm und verſchloſſen im 
Schiffchen lag. So dämmerte der Abend herauf. Da ertönte ein 
leiſer pfiff vom Ufer her, Marco fuhr empor. Dieſes Zeichen kannte 
er nur zu wohl. Schnell war er am Ufer; ein Mann in einem 
dunklen Mantel, den breitkrämpigen Hut tief in die Stirne gedrückt, 
ſtand vor ihm. Es war der Barighello, das Oberhaupt der Häſchet 
der erlauchten Republik Venedig. 

Zu Befehl, Ser Onofrio, ſprach Marco. 

Höre, antwortete dieſer. Wir find einem Verbrecher auf der 
Spur, von dem wir glaubten, er habe ſich bereits auf das Feſtland 
ae Da erfahre ich heute aus ſicherer Quelle, daß er noch in 

enedig iſt; ihr Gondolieri ſeid ein pfiffiges Geſindel und kennt 
alle Welt. Sollte euch nun der Malefttant unterkommen, ſo haltet 
ihn feſt; ihr wißt, daß wir derlei Dienſte gut zu belohnen pflegen. 

Aber wer iſt denn eigentlich der Verbrecher? 

Ja jo, lachte der Barighello, da hätte ich die auptſache bald 
vergefien, der Nobile Cavalpani iſt's, der Mörder des Cecco Barberint. 

Dem Gondoliero ſtieg das Blut in's Geſicht, ein Wort ſchwebte 
auf ſeinen Lippen, doch bezwang er ſich und ſprach: Werde nicht 
ermangeln im vorkommenden Falle meine Schuldigkeit zu thun. 

Addio, grüßte herablaſſend der Barighello, indem er fi) ent⸗ 
fernte. Ein höniſches Lächeln zitterte um die Lippen des Gondo⸗ 
liero: Ich werde ſie nicht 1175 meine Schuldigkeit, Ser Onoftio, 
murmelte er zwiſchen den Zähnen, die eigene Rache geht ſelbſt vor 
der Rache der erlauchten Republik Venedig. Und wieder legte er 
das Haupt auf den Bord feiner Gondel und verſank aufs Neue in 
finſteres Brüten. 


VI. 

Dort wo die Brenta ihre dunkelblauen Wogen mit fröhlichem 
Murmeln bei Fuſine in den Golf von Venedig 1 glei 
dem Kinde, das von grünen Alpen herab mit freudigem Jauchzen 
in den Schooß der geliebten Mutter eilt, dort ſtand zur Zeit dieſer 
Begebenheiten ein berüchtigter Fels im Meere, „rocco infernale“ 
(der Höllenfels) genannt. Die einmündenden Wellen der Brenta 
ſtürzten mit wildem Brauſen gegen die scharfkantigen Steinmaſſen, 
und beſonders zur Fluthzeit, wenn auch die Meeres wellen entgegen⸗ 
ſchlagend den Brentawellen begegneten da entſtand um den Fels 
ein wildwüthender Strudel und Wehe der Barke, die ſich in ſeinen 
Umkreis wagte; auf eine Viertelſtunde weit erſtreckte ſich ſeine ge⸗ 
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aber um allen falſchen Vorſtellungen vorzubeugen, ſei es von Wich⸗ 
tigkeit, ſofort eine bedeutende Reſerve zu machen. Der Verfaſſung 
nach könne die Rede eines Senatoren, und wenn er auch ein Prinz 
von Geblüt ſei, die Verantwortlichkeit der Regierung nicht engagi⸗ 
ren. Uebrigens, fügte der Miniſter hinzu, würde er dieſen Punkt 
in einigen Tagen in einer beſonderen Note behandeln. Doch könne 
er heute bereits auf Befehl des Kaiſers die Zuſicherung Saen, daß 
eines der offiziellen Organe der Regierung die nächſte Gelegenheit 
benutzen würde, um ſowohl die Loyalität und Spontaneität der 
früher bereits gegebenen Erklärungen zu beſtätigen, als um dem 
gegenſeitig beſtehenden guten Einverſtändniſſe ſeine wahre Bedeu⸗ 
tung zu geben. Am 26. Februar ſchrieb Thouvenel in der That 
eine zweite Note an den Fürſten Metternich, welche das in der 
Note vom 23. vorbehaltene Thema verhandelte. Der Miniſter ent⸗ 
wickelte hier ausführlicher den oben ſchon angedeuteten Sa daß 
die Rede, welche Prinz Napoleon gehalten hat, und die Reden, 
welche er in Senat noch halten könnte, nur jeine perſönliche Ans 
ſicht als Senator ausdrücken, da nach den Staatseinrichtungen nur 
die Miniſter ohne Portefeuille ermächtigt find, im Namen der Re⸗ 
Varg zu reden. Der Minifter verſprach auch in dieſer zweiten 

epeſche die von dem Fürſten Metternich beanspruchte Publizität 
der gouvernementalen Entgegnung. Hierauf antwortete, wie man 
im auswärtigen Miniſterium verſichert, der Botſchafter, indem er 
für die freundliche Weile, in welcher die franzöſiſche Regierung 
leine Borſtellungen aufgenommen, dankte. Da fie die Gerechtig⸗ 
keit ſeiner Anſprüche anerkannt hätte, jo gereiche es ihm zur beſon⸗ 
deren Genugthuung, den Zwiſchenfall als vollſtändig erledigt zu 
betrachten. Es muß dahingeſtellt bleiben, ob der öſtreichiſche ot. 
ſchafter dieſe letztere Erklarung aus eigener Machtvollkommenheit 
oder nach vorheriger Berathung mit ſeinem Kabinette abgegeben 
bat. Das Verleugnen der Gemeinſchaft mit den Anfichten des 
Prinzen Napoleon ſeitens der franzöͤſtſchen wit a ſehr es 
zu erwarten ſtand, hat doch immer eine gewiſſe Wichtigkeit, und 
würde eine noch größere erhalten, wenn die franzöſiſche Regierung 
die Verzichtleiſtung des öſtreichiſchen Botſchafters nicht annimmt, 
ſondern durch irgend einen ihrer Redner, vielleicht durch den ge⸗ 
wandten Miniſter Billault, auf den rein ividuellen Charakter der 
Anſichten des Prinzen aufmerkſam machen läßt. 

Paris, 3. März. ae Der heutige „Moniteur“ zeigt 
an, daß Angeſichts der ſtrafbaren Umtriebe welche die Jugend zu 
Kundgebungen in Bezug gehäſſiger Erdichtungen verleiten, der 
Minifter des Innern dem Vizerektor der Akademie kundgethan hat, 
daß diejenigen Zöglinge oder Studenten, welche von nun an noch 
an einem Auflaufe Theil nehmen, ſofort von der Akademie in Pa⸗ 
dis ausgeſchloſſen und ihrer Immatrikulation beraubt werden. — 
Die Konverſionsgeſuche belaufen fi) gegenwärtig auf 97,666,000 
Francs Rente in 384,710 Obligationen. 

Paris, 4. März. [ Telegr.] Der heutige „Moniteur“ 
ſagt in Betreff der vorgefallenen Studentenerzeſfe: Die Behörde ſei 
der Spur der ftrafbaren Umtriebe gefolgt und habe die Haupträ⸗ 
delsführer verhaften laſſen, um ſie der Gerechtigkeit zu übergeben. 


Italien. 


Turin, 2. März. [Die Miniſterkriſis; aus der 
Kammer] Die „Opinione“ beſtätigt (wie bereits telegraphiſch 
gemeldet) das Vorhandenſein einer Miniſterkriſis. Das Kabinet 
habe ſich überzeugt, daß in feinem Schooße Meinungsverſchieden⸗ 
beiten und Widerſprüche der gegenſeitigen Anſchauungen beſtänden, 
welche der gehörigen Leitung der Angelegenheiten Hinderniſſe in den 
Weg legen. In einer gemeinſamen 5 habe man 
darauf den Beſchluß gefaßt, daß das geſammte Miniſtertum ſeine 
Callahan einzureichen habe. Der König ſei von dieſem Beſchluſſe 
durch ein Schreiben Ricaſoli's in Keuntniß geſetzt worden. Die 
fährliche Wirkſamkeit und keines Menſchen Hand vermochte das 
Schiff zu retten; zerſchellte Planken war Alles, was davon übrig 
blieb. Ein alter Heidenfürft, jo ging die Sage, habe, als bereits die 

anze Gegend zum Chriſtenthum bekehrt war, dort noch immer 
fenen Göller geopfert, darum fei der Fels noch jetzt von Dämonen 
bewohnt. Daher ſein geſpenſtiger Name. Als die franzöſiſche In⸗ 
vaſion der Republik Venedig ein Ende machte, wurde dieſer der 
Schifffahrt ſo gefährliche Fels geſprengt, aber zur Zeit dieſer Be⸗ 
ebenheiten ſtand er noch da in all ſeiner ſchauerlichen Wichtigkeit, 
berüchrigt und gefürchtet bei den Schiffern des adriatiſchen Golfes. 

Es ſchien mir nöthig, dieſes vorauszuſchicken, damit das, was 
ich nun erzählen will, von meinen Leſern um ſo leichter verſtan⸗ 

n werde. fi 

Die elfte Stunde der Nacht klang mit leiſen Schlägen vom 
Thurme der Karmeliten, da 1 0 Gondel vor dem Pförtchen 
in der strada Bolivia. Zwei Geſtalten, in lange Mäntel eingehüllt, 
huſchten daraus hervor. l 

Guten Abend, Signora! 1 N Marco. daran 

Wie? ſprach Cavalpant leiſe, irre ich nicht, ſo ift dies eine ber 
kannte Stimme; biſt Du es Marco? 

Ja, Herr, verſetzte der Gondolier. 

Du haft eine gute Wahl getroffen, wandte ſich der Nobile an 
die vor Angſt zitternde Marie, keine treuere Seele in ganz Venedig 
und Keiner, der beſſer das Ruder zu führen verſtände. 

O komm, mein Geliebter, ſprach Marie, ich ſterbe vor Angft. 

So laßt uns eilen, verſetzte Cavalpani. Ste ſtiegen ins In⸗ 
nete der Gondel, ſetzten ſich in das Barkenhäuschen, und der Nobile 

og die Vorhänge zu, damit nicht die Nachtluft dem zarten Kinde 
aden möge, das ſich voll Vertrauen an ſeine Bruſt ſchmiegte; der 
Gondolier nahm feinen Plag am Ruder. 

Es war eine wunderbare Nacht, — eine Nacht, auf die der tief» 
blaue italteniſche Himmel niederblickte, wie das Auge einer Mutter 
auf ihr ſchlummerndes Kindlein, Millionen Sterne glänzten gleich 
dem filbernen Geſchmeide an einer ſafirnen Decke; der Mond zit⸗ 
terte ſo lieblich lächelnd über die Spiegelwellen; aus der Ferne ſa⸗ 
hen die ſtolzen Thürme Venedigs, im magiſchen Dämmerlichte ſich 
ſeltſam formend, herüber und Alles war jo ſtill und ruhig und hei⸗ 
lig, wie es ſein muß im Gotteshauſe der Natur, im herrlichen Tem⸗ 
5 des Ewigen, wo da beten alle Weſen. > 

Und doch ſchlug in dieſen ruhigen Räumen ein Menſchenherz 
in all den Schmerzen, deren nur das Menſchenherz fähig iſt. Es 
war das Herz des Gondoliero. Er dachte 5 daran, wie er 
ſelbſt oft in ähnlichen Zaubernächten über dieſelben Wellen gefahren 
war, ein glücklicher, heiterer Menſch, mit fröhlichen Liedern und 


Antwort des Königs erfolgte ebenfalls schriftlich, Ratazzi ift darauf 
bum Könige berufen und mit der Bildung eines neuen Miniſteriums 

eauftragt worden. Ratazzi hat dieſen Auftrag angenommen. Nach 
der „Opinione“ iſt die Entlaſſung des Miniſteriums Ricajolt mehr 
durch Meinungsverſchiedenheiten innerhalb deſſelben veranlaßt, als 
durch die gegenſeitige Stellung der verſchiedenen parlamentariſchen 
Fraktionen zu einander, die im Gegentheil mehr auf eine Stärkung 
des Ministeriums als auf eine Miniſterkriſis hindeutet. Bis zu 


dieſem Augenblick verlautet über die Zuſammenſetzung des neuen 


Miniſteriums noch nichts Beſtimmtes. Ricaſoli wird an der Spitze 
der Geſchäfte bleiben bis zur Löſung der gegenwärtigen Kriſis. Die 
früher gehegte Erwartung einer ſchließlichen Verſtändigun zwi⸗ 
ſchen Ricaſolt und Ratazzi ſcheint hiernach aufgegeben. Das Miuiſte⸗ 
rium hatte in der letzten Zeit immer mehr allen Boden verloren, 
und namentlich waren auch die Beziehungen Ricaſolis zum König 
nicht die beſten; dieſer ſoll nur durch konſtitutionelle Bedenken ab⸗ 
gehalten worden fein, ſchon früher einen entſcheidenden Schritt zu 
thun. Beſonders ſoll der König ſich durch die Sprache gewiſſer, 
notoriſch mit Ricaſoli in Beziehung ſtehender Blätter verletzt ge⸗ 
fühlt haben. Die Hofpartet, welche auf Ricaſoli's Sturz hinarbei⸗ 
tete, gründete zu dieſem Zwecke den „Tribuno“, der dem Kabinet 
jo derb zu Leibe ging, daß ſeit vierzehn Tagen alle miniſteriellen 
Blätter mit demſelben in Fehde liegen. — In der Kammerfigung 
vom 26. Februar fragte Cerutti den Unterrichtsminiſter, was an 
dem Gerüchte Wahres ſei, daß die Regierung im Aoſtathale den 
Gebrauch der franzöſiſchen Sprache zu verbieten beabſichtige. Herr 
de Sanetis erwiderte, der Regierung ſei es nie in den Sinn ge⸗ 
kommen, eine Sprache aufzuzwingen und eine andere zu verbieten. 
Man habe nur gewollt, daß das Studium des Italieniſchen Hand 
in Hand mit dem Franzöſiſchen gehe. Bottero wünſchte, daß ähn⸗ 
liche Maaßregeln auch für die Gemeinden getroffen werden, in denen 
deutſch geſprochen wird (am Monte Roſa u. |. w.), 

— [Schreiben Garibaldi's.] An die Arbeitergeſell⸗ 
ſchaft in Manduria, die ihn zu ihrem Präſidenten ernannt, hat 
Garibaldi folgende Zeilen gerichtet: „Groß oder klein, fol jede 


Stadt, jeder Flecken das Eiſen in die Wagſchale werfen, und die 


Tyrannen werden fallen. Bald werden alle unſere Brüder, die 
beute noch Sklaven ſind, ſich auf dem gemeinſchaftlichen Banket 
mit dem Glück der Befreiten umarmen. Ich nehme den Titel eines 
Ehrenpräſidenten ihrer Geſellſchaft mit Dank an.“ 

—[Bourboniſche Umtriebe.] In Sata iſt eine geheime 
Verbindung, die ed ſich zur Aufgabe machte, die in der italieni⸗ 
ſchen Armee dienenden Neapolitaner zur Deſertion zu verleiten, 
entdeckt worden. Von 48 Mann, die ſich durch Geld und gute 
Worte hatten überreden laſſen, zuſammen nach dem Römiſchen zu 
deſextiren, machte einer den Verräther. In Folge der von ihm ges 
machten Enthüllungen wurden unter den Soldaten und auch unker 
den Civiliſten viele Verhaftungen vorgenommen. 

Turin, 3. März. [Telegr.] Nachdem Lanza und Farini 
ihren Eintritt in das Miniſterium ausgeſchlagen, ſoll Ratazzi das⸗ 
ſelbe aus folgenden Perſonen aufe et haben: Ratazzi, 
Cialdini, Pepoli, Depretis, Perſano, Cordova, Sella, Mancini. 
— Garibaldi iſt hier eingetroffen und hat eine Konferenz mit Ra⸗ 
tazzi gehabt. 

Rom, 25. Febr. [Aufrufz bourboniſtiſche Anleihe.] 
In Umbrien erließ die emanzipirte Geiſtlichkeit einen Aufruf, worin 
die Gebildeten im Volke ermahnt werden, ſich fortan mit der erha⸗ 
benen Beſtimmung der Menſchheit mehr zu beſchäftigen als mit 
dem Beichtſtuhl, die Würde und die Rechte der Volksthümlichkeit 
zu begreifen und zu der Entwicklung der ſittlichen Macht des Volks⸗ 
geiſtes wie ſeiner Selbſterhebung aus der bisherigen Erniedrigung 
kräftigſt mitzuwirken. — Der Offizier v. Saſſenhofen ift als bayri⸗ 
ſcher Kabinelskourier mit Depeſchen beim Könige von Neapel ein⸗ 
Mandolinenklängen die Feſtſtunden ſeiner Seele feiernd — und 
jetzt! Er ſah hinauf zu den Sternen, als wollte er Antwort haben 
von dem, der darüber waltet, warum er gerade ihm ſolches Leid ge⸗ 
jendet, und eine wehmüthige Thräne blitzte in ſeinen ſchönen Augen. 

Aber da hörte er wieder das Koſen der Liebenden im Gondel⸗ 
häuschen, vernahm es deutlich, wie fie ſich küßten und einander ſüße 
Namen gaben, und die Thräne vertrocknete ſchnell auf ſeiner von 
Rachegluth brennenden Wange, und zähneknirſchend griff er an's 
Ruder und führte es kräftiger und wilder, daß die Gondel wie ein 
Pfeil dahinflog über die ſpfegelglatte Fluth. 

Cavalpani's Haupt ward zwiſchen den Vorhängen ſichtbar; 
er ſah ſich um, die Gegend ſchien ihm ſo fremd. Steuern wir denn 
recht nach Malamocco? fragte er. 

Sorgt nicht Herr, antwortete der Gondoliero. 

Capalpani bog ſich zurück: Kam es mir doch vor, als ſeien wir 
in verkehrter Richtung. Ich muß mich wohl getäuſcht haben, meinte 
er, der Gondolier kennt die Gegend ganz genau. 

Haben wir noch weit nach Malamocco? fragte Marie. 

Ein Halbſtündchen etwa, Idol mio. Ich habe dort eine Villa. 
Der alte Petruccio, der Kaſtellan, wird ſtaunen über die unerwar⸗ 
teten Gäſte, aber ganz unvorbereitet werden wir ihn doch 130 
finden; die alte Prachtſtube, worin Catharina Cornaro die Nach 
vor ihrem Einzug in Venedig ſchlief, ſoll Dir eingeräumt werden, 
mein holdes Bräutchen; und für den Hunger wird die alte Klara 
in irgend einem verborgenen Schranke wohl auch noch irgend ein 
Reſtchen finden. 

Ach, was bedarf es das Alles, wenn ich bei Dir bin; ja, Arrigo, 
es wird Alles gut werden, der Vater wird nachkommen und uns 
ſegnen, und wir werden eitel Wonne und Luft ſein. 

Da ſtand die Gondel ve ſtill und drehte ſich dann lange 
ſam um. Cavalpani ſprang auf, ſie traten beide aus dem Häuschen. 
Der Mond goß fein bleiches Licht über die ſtarren Züge des Gon⸗ 
doliers, der wie ein Steinbild daſaß, das Ruder vor ſich hin⸗ 
haltend, ohne einen Arm zu rühren. Aus der Ferne fönte ein 
dumpfes Rauſchen. 

Was ſoll das? fragte Cavalpani. } 

Das werdet Ihr bald ſehen, antwortete der Gondolier. 

Was bedeutet das Rauſchen in der Ferne? 

Es ſind die Brentawogen. 

Die Brentawogen? Schuft! wollen wir nicht nach Malamocco? 

Da kommen wir ſchwerlich hin, ſprach kalt der Gondolier, 
indem er ſein Ruder über Bord warf. ö 

Und was iſt das, was dort aus den Wellen ſo finſter und 


| geifterhaft emporfteigt? 


rauſchen die dunkelgrünen Wogen der Adriatiſchen Fluth. 
| 
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getroffen, Der früher nicht zur Ausführung gekommene Plan einer 
ourboniſchen Anleihe iſt wieder aufgenommen, und vorzüglich 
darauf dürfte ſich die Ankunft des Kurkers beziehen. Es hieß neu⸗ 
lich, in Florenz hätten ſich einige Bankiers zu einem Darlehn von 
einer Million Dukati bereit finden laſſen, doch keiner dachte wohl 
im Ernſte daran. Jetzt ſoll Seitens der verwandten Souveräne 
Oeſtreichs oder Bayerns eine bedingte Bürgſchaft mit zur Stipu⸗ 
lation kommen; ſo dürfte eher etwas daraus werden. 

E [Demonftrationen in Rom.] In Rom haben die 
Kundgebungen für das einheitliche Italien einen Charakter ange⸗ 
nommen, daß Goyon am 26. Febr. bereits es für geboten hielt, den 
Korſo militäriſch zu bejegen, um Unordnungen vorzubeugen. Die 
römiſchen Truppen verhafteten ein Mitglied des Nationalkomiteé's, 
Venanzi; eine bei demſelben erfolgte Hausſuchung führte zur Be⸗ 
ſchlagnahme von wichtigen Papieren. Uebrigens herrſcht in Rom 
äußerlich Ruhe und Friede. f 


Rußland und Polen. 

® Aus dem Königreich Polen, 3. März. [Der 
neue Erzbiſchof; Bauernablöſung; Militäriſches; 
Geldfabrikation; Getreidepreiſe.] Ein großer Theil des 
Klerus, nicht zur oppoſitionellen Adelspartei, ſondern eher zur de⸗ 
mokratiſchen Partei ſich neigend, hatte es darauf abgeſehen um die 
zwiſchen der Regierung und der Kircheuverwaltung beſtehende Spal⸗ 
tung noch zu vergrößern und eine Krifis herbeizuführen, dem neuen 
Warſchauer Erzbischof unter allen Umſtänden Schwierigkeiten zu 
bereiten. So hatte man allgemein verbreitet, der Erzbiſchof könne 
nichts zur Löſung der ſchwebenden Wirren thun, bevor nicht alle 
verhafteten Geiſtlichen freigelaſſen wären, und er müſſe, bevor die 
Kirchen wieder geöffnet werden könnten, vorher unterſuchen, ob ſelbe 
nicht durch das Verfahren der Regierung profanirt ſeien. Man 
wollte ihm dadurch eine doppelte Schlinge legen und ihn, falls er 
die Unterſuchung umging, als offenen Feind der Oppoſitionspartei 
hinſtellen, im andern Falle aber ihn mit der Regierung in ſofortige 
Kollifion bringen. Der Erzbiſchof ift feinen einfachen Weg ge⸗ 
gangen; er ließ die Kirchen öffnen, zelebrirte ſelbſt in der einen, 
während der Suffragan Plater in der andern vor dem verſammel⸗ 
ten Klerus die Meſſe hielt, und merkwürdiger Weiſe brachten die 
Nummern der polniſchen Blätter, welche dies berichteten, faſt gleich⸗ 
zeitig das offizielle Verzeichniß der beſtraften Geiſtlichen. Dh 
die Pläne des oppoſitionellen Klerus zu nichte geworden, ſucht man 
jetzt die Meinung zu verbreiten, das Alles ſeien nur Schwärmereien 
und in mehreren auswärtigen, beſonders franzöſiſchen Blättern, zir⸗ 
kulirt das übrigens durchaus unbegründete Gerücht, der Erzbiſchof 
habe ſich mit dem Statthaltergeneral Lüders bereits dergeſtalt über⸗ 
worfen, daß letzterer keine Vorlagen von ihm annehme und ihn 
gänzlich ignorire. — Die Ablöſung der Bauern ſoll, wie man hört, 
nunmehr von der Regierung in die Hand genommen und vollſtän⸗ 
dig auf geſetzlichem Wege erledigt werden. — Wie es den Anſchein 
hat, werden die in der Provinz, namentlich im Koniner Kreiſe fta- 
tionirten Truppen längere Zeit ſtehen bleiben, da man in den Gar⸗ 
niſonsorten bereits angefangen, Schießſtände auszuſuchen; auch find 
neuerdings größere Lieferungen abgeſchloſſen worden, die auf ein 
längeres Bleiben hindeuten. Die Lebensmittel in den Städten 
ſind im Preiſe bedeutend geſtiegen, und beſonders iſt das Fleiſch 
theurer geworden; ebenſo fehlen in vielen Städten, z. B. in Kaliſch, 
Konin ꝛc. die kleinen Wohnungen, da viele Räume für die Soldaten 
und überhaupt für militäriſche Zwecke in Anſpruch genommen find, 
— Das Unweſen mit der Fabrikation von Geldzeichen hat in eins. 
zelnen Gegenden ſo überhand genommen, daß man faſt nichts mehr 
ſieht, als Privatgeldzettel in allen Farben und Formen, von 5—30 
Kopeken. Da ſich die Behörden darum nicht kümmern, ſo fabrizi⸗ 
ren mitunter Leute Summen von Papiergeld, die ihr Vermögen 
bei weitem überſteigen, und da von ſolchen, um ihre Papiere im 


Es iſt der Rocco infernale! 

Jeſu Maria! kreiſchte Maria. Der Nobile aber griff wüthend 
in die Bruſt und ſchleuderte ſein Stilet nach dem Gondolier, aber 
ſchon hatte die Strömung das Schifflein erfaßt, und an ſeinem 
Ohre vorbei ziſchte der Dolch ins Meer. Ruhig ſprach Mareo: 
Beſchwert Euer Gewiſſen nicht mit einem zweiten Morde. In 
wenig Minuten ſteht Ihr vor Eurem Richter, und da werdet Ihr 
wohl an einem genug zu verantworten haben. 

Cavalpani war kein feiger Mann, aber ſo ſchnell und ſo un⸗ 
vorbereitet zu ſterben, ging über ſeinen Muth. Er zitterte am gan⸗ 
zen Leibe. — Das Schiff flog wie ein Pfeil vorwärts. — Marie 
hatte ſich zuerſt wieder gefaßt, fie ſchlang den Arm um ihn, und 
lehnte das bleiche Antlitz an ſeine Bruſt. Vergieb mein Geliebter, 
ſprach fie, daß ich ohne Wollen Dir den Tod bereitet. Ach! ich 
fühle, es iſt die ſchwere Hand des Himmels, die zürnend auf uns 
liegt, weil wir den Vater alſo hintergangen. g 

Vergieb auch Du, unglückliches Mädchen, dem Manne, der 
Dich aus dem Schooße des Glückes geriſſen, und dem Untergange 
zugeführt. Alſo ſprach Cavalpani, der durch die Entſchloſſenheit des 
unſchuldigen Kindes zu gleichem Muthe begeiſtert ward, und fuhr 
dann fort: Wir konnten nicht leben zuſammen, ſo wollen wir zu⸗ 
ſammen ſterben, und uns treu bleiben im Tode. a 

Und ſie ſprachen kein Wort mehr, aber ſie umſchlangen ſich, 
und legten die bleichen Lippen küſſend aneinander; ſo ſtanden ſie, 
ein ſtilles Todtenbrautpaar, während die Gondel wie der Blitz vor⸗ 
wärts ſauſte. Auf ſeiner Bank ſaß der blafje Gondoliero, mit ſtar⸗ 
rem Blicke; er wußte, daß er binnen wenig Augenblicken ſterben 
müſſe, und daß er, beſchwert mit dem Morde zweier Menſchen, hin⸗ 
übergehe, und doch konnte er nicht denken an ſeinen Tod. Er ſah 
und hoͤrte nichts, als daß fie im Arme des Verhaßten liege, und 
ihn, den unglücklichen Marco, keines Blickes würdige. Und er beugte 
das Haupt in die Hände und weinte wie ein Kind. 

Und vorwärts, vorwärts flog das Schiff, immer lauter wurde 
das Brüllen der Brandung; — ein leiſer Schrei erſcholl, dann war 
die Gondel verſchlungen, rauſchend ſtürzten die Wellen darüber; 
dann lag wieder die ſtille Nacht über dem Meere, und nichts ward 
gehört, als das einförmige Brauſen der Brandung. — 

Wenige Tage darauf erzählte man ſich in Venedig, der Leich⸗ 
nam Marco’s, des ſchönen Gondoliers, ei in der Brentamündung 
im Meeresſande blutig und entſtellt gefunden worden. Von Caval⸗ 
pani's und Mariens Leichen fand ſich keine Spur; ihr Gebein birgt 
die geheimnißvolle Tiefe des Meeres, und über ihren Herzen hinweg 


W. S. B 


Kurs zu erhalten, jeder Groſchen Metallgeld dem Verkehr entzogen 
wird, jo iſt es bereits ſoweit gekommen, daß die Poſt⸗ und andere 
öffentliche Kaſſen genöthigt find, ſolche Privatgeldzeichen zur Aus⸗ 
gleichung anzunehmen und auszugeben. — Das Getreide iſt im 
Preiſe gefallen. Roggen wird mit 2120, Weizen mit 40—39 pol- 
niſche Gulden der Korzec (36 Berliner Metzen) verkauft. Spiritus 
2½ 2 ½ Gld. der Garnie (4 Quart). 

Warſchau, 1. März. [Milderung des Kriegszuſtau⸗ 
des.] Mit dem geſtrigen Tage iſt eine Milderung des Kriegszu⸗ 
ſtandes eingetreten, deren nähere Beſtimmungen durch eine Bes 
kanntmachung des funkt. Oberpolizeimeiſters Neger Hauptſtadt 
bekannt wird. Dieſelbe lautet: „Auf Grund einer Verordnung der 
höheren Behörde wird zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß von 
beute an hier in Warſchau nur ſolche Perſonen, welche ſich Abends 
nach 11 Uhr auf den Straßen befinden, mit brennenden Laternen 


verſehen zu ſein nöthig haben, ferner daß Reſtaurationen, Kondito⸗ 


reien, Kaffeehäuſer, Kaufläden u. dgl. Etabliſſements Abends bis 
10 Uhr geöffnet bleiben dürfen; endlich daß die Bier- und Brannt⸗ 
weinſchenken von 6 Uhr Morgens bis 8 Uhr Abends offen ſtehen 
können, nur daß der Polizeibehörde das Recht vorbehalten bleibt, 
für manche Schenken dieſen Termin, wenn es nöthig befunden wer⸗ 
den ſollte, abzukürzen. Generalmajor Pikſudski.“ 


Afrika. 
Alexandrien, 1. März. [Der Prinz von Wales] 
iſt hier angekommen und ſogleich weiter gereiſt, um ſich nilaufwärts 
nach Ober⸗Egypten zu begeben. Sein Aufenthalt wird einen Mo» 


nat dauern. (Tel.) 
Amerika. 


Newyork, 25. Febr. [Neueſte Nachrichten.] Der Senat 
hat das auf die Emiſſion von Schaßſcheinen bezügliche Geſetz mit 
Einſchluß des Artikels, welcher denſelben geſetzlichen Kurs verleiht 
und beſtimmt, daß die Zinſen der Regierungsobligationen in Spe⸗ 

ie gezahlt werden ſollen, angenommen. Die Schatzſcheine können 

hr Obligationen konvertirt werden, die 6 Proz. Zinſen tragen und 
in 20 Jahren einlösbar ſind. Die Zölle und die Untonsländereien 
dienen als Sicherheit für die Zahlung der Zinſen.— 8000 Mannunions⸗ 
truppen ſtehen auf dem Punkte, bei Savannah zu landen. 15,000 
Konföderirte unter Befehl der Generale Pillow, Floyd, Johnſton und 
Buckner befinden ſich zu Donnelſon. Die Unioniſten wollen den Platz 
heute oder morgen erſtürmen. Der Kriegs miniſter hat den Befehl er⸗ 
theilt, alle politiſchen Gefangenen mit Ausnahme der Spione unter 
der Bedingung in Freiheit zu ſetzen, daß ſie ihr Wort darauf geben, 
den Feinden der Bundesregierung nicht beizuſtehen. Außerordent⸗ 
liche Verhaftungen werden in Zukunft nur von den Militärbehoͤr⸗ 
den vorgenommen werden. Das Repräſentantenhaus hat 15 Mill. 
Dollars zum Bau von Kanonenbooten bewilligt. 


Vom Landtage. 
Herrenhaus. 


Berlin, 4. März. (6. Sitzung.] Eröffnet 11%, Uhr vom Präfidenten 
Prinzen zu Hohenlohe ⸗Ingelfingen. Am Miniſtertiſche:; Graf Schwerin, 
v. Roon, v. d. Heydt, v. Bernuth und Geh. Ober- Juſtizrath Friedberg. Der 
Präſident begrüßt als neu eingetretene — ni den Geh. Rath Prof. Eifelen 
aus Halle, den Grafen v. d. Buſche⸗Sitelthocſt und den (Grafen Schutenvurg-Haſe⸗ 
ler. Die beiden letzten Herren werden auf die Verfaſſung beeidigt. Hierauf wird die 
Interpellation des Fürſten W. Radziwill verleſen. Der Interpellant 
erhält das Wort. Er bezieht ſich auf feine früheren Auseinanderfegungen über 
dieſen Gegenstand und befürwortet die Aufrechterhaltung reſp. Wiedereröffnung 
der alten polniſchen Landſchaft. Die Regierung habe die Verpflichtung, den 
Kreditverhältniſſen in der Provinz Poſen aufzuhelfen; fie habe um jo mehr die 
flicht bei der hertſchenden Aufregung, damit man ihr nicht Schuld gebe, daß 
[4 in dieſer Sache Nichts thue, um es den Polen entgelten zu laſſen, daß ſie 
gegen die Regierung auftreten. Seiner Ueberzeugung nach müſſe die Regierung 
unter allen Umſtänden thun, was recht und billig iſt, und nicht wegen der kirch⸗ 
lichen und nationalen Gegenſätze die Intereſſen der Provinz außer Acht laſſen. 
Das würde die Aufregung noch fteigern, möglicher Weiſe den Bürgerkrieg her⸗ 
vorrufen. (Der Redner iſt ſehr ſchwer verſtändlich.) — Miniſter des Innern 
Graf Schwerin: Meine Herren! Sie erinnern ih, daß in der Seſſion von 
1859/60 der durchlauchte Herr Interpellant in dieſem Haufe und feine politifchen 
eunde in dem andern weſentlich identiſche Anträge ftellten, die die Poſenſche 
andſchaft betrafen und darauf deueg Sonen die gegenwärtig beſtehende Po⸗ 
lenſche Landschaft, die ein geſchloſſenes Syſtem ift und als ſolches mit dem Jahre 
1868 zu Ende geht, von Neuem zu eröffnen und ihr zu geftatten, neue Pfand. 
briefe auszugeben. Ich habe in dieſem Hauſe in der Sitzung vom 23. April 1860 
die Ehre gehabt, zu erklären, daß die Regierung der Anſicht iſt, daß weder die 
thalſächlichen, noch dle rechtlichen Verhältniſſe ihr geftatten, auf Diefe Anträge 
einzugehen. Sie ſei dagegen bereit, auf einem andern Wege den Kreditbedürf⸗ 
niſſen der Provinz entgegenzukommen durch eine Vereinigung der beiden in der 
Provinz jetzt beſtehenden Inſtitute, der alten Poſenſchen Landſchaft und dem 
neubegründeten Kreditverein. Am 30. Juli 1859 iſt die Grundlage unab⸗ 
änderlich [enge den Vertretern der alten Landſchaft mitgetheilt, von dieſen 
aber auf das Entſchiedenſte zurückgewieſen worden. Die Verhandlungen mußten 
danach abgebrochen werden. Die Regierung ift nun in keiner Weiſe müßig ge 
weſen. Sie hat die Sache von Neuem in die Hand genommen. Sie hält aber 
auch heute noch den prinzipiellen Standpunkt feſt, daß eine Wiedereröffnung 
der Poſenſchen Landſchaft 1 und rechtlich nicht möglich jet. Demgemäß 
ift ein neues Reglement vom Oberpräſidenten bereits ausgearbeitet. Es wird 
letzt unter den betreffenden Miniſterien darüber verhandelt, ob und inwieweit 
dieſe Vorlage in ihren einzelnen Beſtimmungen zu bewilligen ſei oder nicht, und 
befonders iſt der Punkt wegen des Vorſchuſſes von 200,000 Thlrn. Gegenſtand 
der Berathung. Ich glaube, daß ich mit dieſen Erklärungen dem Herrn Inter⸗ 
ellanten den Beweis geliefert habe, daß die Vorausſetzung unrichtig iſt, die 
Naaglerang habe ſich durch irgend eine politiſche Aufregung veranlaßt gefunden, 
das nicht zu thun, was ſie für Recht und billig hält. Sie wird in dieſem wie in 
anderen Fällen ſich durch keine politiſche Aufregung in irgend welcher Weiſe 
hindern laſſen, das zu thun, was fie für ihre Pflicht erachtet, und was recht und 
billig iſt, und was im Intereſſe des preußiſchen Staates liegt. Sollte ihr dann 
mit dem Bürgerkriege gedroht werden, dann wird ſie ebenfalls wiſſen, was ſie 
zu thun hat; ſie wird wiſſen, daß ſie das Organ der preußiſchen egierung iſt, 
die die Auflehnung niederſchlagen muß. 


Es folgt der zweite Gegenſtand der Tagesordnung, Bericht der 6. Kom- 


miſſion über die Geſetzentwürſe, betreffend die Verantwortlichkeit der 
Miniſter und die Abänderung der Art. 49 und 61 der Verfaſſung. 
Der Berichterſtatter Hr. Grimm entwickelt die Anſichten der Kommiſſion. Der 
Haupteinwand gegen das Geſetz ſei, daß es der parlamentariſchen Regierung 
Vorſchub leifte und das Anſehen der Krone ſchwäche. Prinzipiell könne wohl 


Ein weſeuilicher Vorzug des Geſetzes beſtehe darin, daß es die Anklage gegen 
die Miniſter beiden Häuſern überweise. Der gegenwärtige Geſetzentwurf biete 
keine Beranlaſſung zur Befürchtung, daß eine Verfolgung fremder Zwecke durch 
eine Miniſteranklage möglich werde. — Graf Rittberg: Auch ohne Miniſter⸗ 
verantwortlichkeitsgeſetz fei eine Eonftitutionelle da ie nchen und die Lan⸗ 
desvertretung könne ihre Pflicht thun. Sie vermöge ihre Anſichten, ihren Tadel 
zur Erwägung der Krone zu bringen. Wo Miniſteranklagen ſtattgefunden, habe 


menſchliche Natur unvollkommen bleibt, bleibt auch die Möglichkeit, 
Miniſter bewußt und ohne Scheu Unrecht thue. Für dieſen! 
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ialgefeggebung ſeien. Noch andere ſeien ganz zweifelhaft. So ſel die Frage, ob 
Sabel ch für obrigkeitliche Aemter qualifiziven, eine ftreitige, und der Artikel: 
„Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre iſt frei“, gebe der weiteſten Auslegung Raum. 
Der Kultusminiſter, der gefährliche Irrlehren für die Jugend unterdrücke, könne 
der Verletzung dieſes Artikels angeklagt werden. Eine politiſche Anklage arte zu 
leicht in elne ſalulbſe aus. Dies Mißverhältniß könne erſt aufhören, wenn die 
von der Verfaſſung in Ausſicht geſtellte Spezialgeſezgebung in vollem Umfange 
ausgeführt ſei. Jetzt exiſtire die Garantie faktiöſer Minſſteranklagen nicht. Al⸗ 
lenfalls könne man fie in der Uebereinſtimmung beider Häuſer 55 Anklage fin⸗ 
den. Die beantragte Verfaſſungsveränderung ſei zweckmäßig. Der Redner em⸗ 
pfiehlt ſchließlich die Annahme des Geſetzes mit den Veränderungen der Kom« 
miſſton. — Hr. v. Daniels: Er gehöre zu den 4 Mitgliedern der Kommiſſion, 
welche gegen 8 die Ablehnung des Geſetzes befürwortet haben. 11 Mitglieder 
gegen 1 waren einig, daß das Geſetz nicht nothwendig fei, auch fand die Anſicht 
eine große Majorität, daß die Verantwortlichkeit keine politiſche ſein dürfe, und 
daß die Verfaſſung viele Sätze enthalte, die keine wirklichen Rechtsvorſchriften 
ſeien; letzterer Umſtand mache es nothwendig, daß nicht die Geſetzgebung an 
die Verfaſſung, ſondern dleſe an die Geſetzgebung gebunden werden müͤſſe. Eine 
Verantwortlichkeit der Miniſter für das, was unveräußerliches Recht der Krone 
fei, dürfe niemals eintreten, darüber fei man einig. Hiernach hätten die Artikel 
43 und 44 verändert werden müſſen. Art. 43 beſtimmt die Unverletzlichkeit des 
Königs, Art. 44 beſtimmt die Verantwortlichkelt der Miniſter für alle 77 1 
rungsakte; das ſei ein Widerſpruch. Der Minifter könne nicht verantwortlich 
ſein für das, was Se. Majeſtät Allerhöchſtihrem Ermeſſen nach in verfaſſungs⸗ 
mäßigen M ep! anordnet; er ſei nur verantwortlich für das, was er perſön⸗ 
lich thue. Eine ſolche Verantwortlichkeit habe aber jeder Diener gegen feinen 
Herrn, reſp. jeder königliche Diener. Ein abſolutes Bedürfniß für das Geſetz ſei 
nicht vorhanden, wohl aber ein relatives, herbeigeführt durch die Aufhebung des 
eximirten Gerichtsſtandes und durch die neue Gerichtsorganiſation, durch welche 
viele wichtigen Entſcheidungen der Kompetenz der Gerichte entzogen ſeien. Nach 
der alten Geſetzgebung konnten die Miniſter wegen ihren Amkshandlungen be⸗ 
langt werden, nicht nach der neuen. Dies ſei eine Lücke, aber keine von Belang, 
denn die Entfernung eines Miniſters wegen einer widerrechtlichen Handlung 
liege ſo ſehr im Iuterefje der Krone, daß I geeignetenfalls gewiß erfolgen werde. 
Das Bedürfniß des Geſetzes verringere ſich dadurch vollends und es wäre beſſer 
geweſen, es nicht einzubringen. Indeß da dies geſchehen, jo habe er zwei Verbeſ⸗ 
ſiche duden geſtellt, deren Annahme er dem Hauſe empfehle. (Die Anträge 
ehe unten, 

Herr Brüggemann: Man habe früher die Einbringung eines Mini fler- 
verantwortlichkeltsgeſetzes bekämpft, weil das Verfaſſungsleben bei uns noch zu 
neu war und auch das Bedürfniß nicht vorhanden ſei. Was das Bedürfniß ber 
treffe, jo biete allerdings der Charakter der Räthe der Krone hinreichende Ga⸗ 
rantie, anch ohne ein Geſetz. Art. 43 und 44, die der Vorredner angeführt, 
paßten gar nicht hierher. Unſer Verfaſſungsleben daure nun bereits 12 Jahre 
ſeit der Umwandlung der Erſten Kammer in das Herrenhaus. Seit dieſer Zeit 
ſei vielfach am Ausbau der Verfaſſung gearbeitet. Vor dieſer Zeit nannte man 
das Verantwortlichkeitsgeſetz das Dach der Verfaſſung und ſagte, man könne 
nicht das Dach vor den Mauern aufrichten. Jetzt ſei das Bedürfniß des Ge⸗ 
ſetzes, wenn auch nur relativ, vorhanden. Die Mauern der Verfaſſung feien 
errichtet. Das ehemalige Berfaffungägeleg gab die Anklage einem Haufe und ber 
ſchränkte die Begnadigung der Krone. Das gegenwärtige Staatsminiſterium, 
dem Niemand inkonftitutionelle Grundſätze vorwerfen wird, habe in bemerkens⸗ 
werther Weiſe die Bedenken gegen das Geſetz beſeitigt. Sie welſe dle Anklage 
an beide Häuſer und vermeide jede ungerechtfertigte Beſchränkung der Begnadi⸗ 
gung. Wenn er auch früher für das Geſetz in anderer Faſſung geſtimmt, ſo 
hoffe er, ſich doch ſelber nicht untreu zu ſein, wenn er jetzt für die Regierungs- 
vorlage ſtimme. — Herr v. Kleiſt⸗Retzow: Der Geſetzentwurf fülle keine 
Lücke aus, er erweitere einen Abgrund. Er ſei ein Ausnahmegeſetz, er erfinde 
ein beſonderes Verbrechen, die Verfaſſungsverletzung, und verfolge dafür grade 
nur die Miniſter. Der Liberalismus eifere ſonſt gegen alle Ausnahmegeſetze, 
und grade hier eifere er dafür, das thue er aber nur, um feine Zwecke zu errei⸗ 
chen, Es ſei anzuerkennen, daß das gegenwärtige Geſetz die Mängel der frühe⸗ 
ren Entwürfe nicht mehr trage. Das Miniſterlum habe dadurch anerkannt, daß 
man die Verfaſſung ſkrupulös achten und fie doch in ihren einzelnen Beſtimmun⸗ 
gen verändern kann. Herr Brüggemann habe auf unſere 12jährige Erfahrung 
im konſtitutionellen Leben hingewieſen, aber dieſe Erfahrungen ſeien nicht abge⸗ 


ſchloſſen, es ſcheinen ſich jetzt neue Phaſen zu eröffnen, deren Entwickelungen 
abgewartet werden müßten, Die Dlinifter fein eat KDhiye werumlumvid , 


das genüge, das gebe ihnen die Kraft zu ihrer Pflichterfüllung. Der Gefepent- 
wurf aber mache die Miniſter den Häuſern gegenüber verantwortlich und grade 
nicht dem Könige. Hierzu erſchaffe er ein neues Verbrechen, das der Verfaſ⸗ 
ſungsverletzung, das nur von den Häuſern des Landtags gerügt werden kann, 
nicht von Sr. Maj. dem Könige. Die Minifter werden dadurch abhängig vom 
Landtage, abhängig von zwei Herren, was nie möglich iſt. Es ſei darauf abge⸗ 
ehen, daß die beiden Häuſer das Reglerungsrecht des Königs uſurpiren. Aber 
reußen ſei ein monarchiſches Land, kein parlamentariſches, es könne jenen Cha⸗ 
rakter nicht andern. Der Gegenſatz zwiſchen monarchiſch und republikaniſch ſei 
tief einſchneidend. Es ſei der Gegenſatz von unten und von oben. Se. Mas 
jeſtät habe bei der Krönung ſich für das Königthum von oben erklärt. Ein 
Königreich von unten wäre ein Unglück, das er und ſeine Freunde mit allen 
Kräften abwehren werden. Das Haus habe ſelbſt in mehrfachen Fällen die Ver⸗ 
faſſung in Schutz genommen, z. B. durch die Erklärung, daß die Juden nicht 
zu obrigkeftlichen Aemtern befugt jeien. Nichtsdeſtoweniger wolle er nicht die 
Befugniß in Anſpruch nehmen, die Minifter zu zwingen, von Verfaſſungsver⸗ 
letzungen abzuſtehen. Er wolle die Aufrechthaltung der Macht und Selbſtändig 
keit der Krone und laſſe ſich ſelbſt zeitweiſe einen Uebergriff des jüdiſchen gegen 
den chriſtlichen Geiſt gefallen, in der Hoffnung, daß durch das Königthum von 
Gottes Gnaden der chriſtliche Geiſt wieder zur Geltung kommen werde. Man 
geſtehe Sr. Majeſtät die Begnadigung zu, aber denke man ſich, vielleicht nach 
einem Jahrhundert, daß die Minifter, die im Auftrage des Königs gehandelt 
haben, von beiden Häuſern angeklagt und vom Gerichtshofe verurtheilt werden 
ſollten; müßte denn der edle Herr ſie nicht begnadigen und fiele die Verantwort⸗ 
lichkeit denn nicht auf fein Haupt! Die Verfaſſung erhalte dadurch eine Hoheit, 
die ſie über jedes andere Geſetz erhebe. Es könne ſchließlich auch der Kriegsmi⸗ 
niſter angeklagt werden, wenn er königliche Befehle vollziehe. Das Geſetz 
könne grade die Miniſter nöthigen, rückſichtslos zu verfahren. Man habe be» 
hauptet, das mein. enthalte Garantien für ein ſtarkes Königthum. Er ſei der 
Anſicht, die Verfaſſung ſei Geſetz, aber nicht ihr demokratiſcher Ausbau. Ueber- 
all entbrenne der Kampf der Gegenfäge, in ſolchem Augenblick möge man nicht 
den Arm der Diener des Königs ſchwächen. f 
Der Juſtizminiſter v. Bernuth: Die Bedürfnißfrage ſei nur von dem 
letzten Redner eutſchieden bekämpft worden. Er weiſe auf die Verfaſſung hin, die 
ein ſolches Geſetz entſchieden in Ausſicht ftelle. Seit 1848 und 49, ſowie in den 
folgenden Jahren, ſei die Frage verhandelt. Die gegenwärtige Staatsregierung 
habe ſich ſeit ihrem Eintritt mit dieſer Frage beſchaftigt und habe ſich von der 
Nothwendigkeit ihrer Erledigung, zugleich aber auch davon überzeugt, daß die 
Verfaſſung geändert werden müſſe, um weitere Garantien zu bieten. Der Red⸗ 
ner wendet ſich gegen die Aeußerungen der Herren Daniels 
Die Regierung ſtehe allerdings in dieſer Frage auf konſtitutſonellem Standpunkte, 
wiewohl er von theoretiſchen Erörterungen abſtehen wolle. In der Unverletz⸗ 
lichkeit der Königs wurzle die Verantwortlichkeit der Miniſter. So lange die 
daß ein 
ö all hat die Ver⸗ 
faſſung Schutz verheißen. So wichtig es iſt, daß der Exekutive ihre volle Ge⸗ 
walt er halten bleiben muß, jo muß auch der Volksvertretung das Recht zustehen, 
über die Verfaſſung zu wachen. Wenn ein Minifter ſoweit geht, fie zu verletzen, 
muß die Volksvertretung ſie hüten können, und dies bezweckt das Geſetz. 
Reglerung habe in der vollen Ueberzeugung des Rechts ihre Beſchlüſſe gefaßt, 


wenn fie ſelbſt angegriffen werden ſolle, jo würde es ihr gerade erwünſcht ſein, 


ne ſch daß der Weg des Rechts beſchritten würde. Das Minifterium würde die volle 
nicht eine gerichtliche Verfolgung der Miniſter überhaupt ausgeſchloſſen werden. 


oße Uaruhe und Aufregung nicht zum Segen des Landes ſich gezeigt. Das 
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Gesetz ſolle die Garantie 
fung mit gutem Beiſpiel 
wege gedrängt werden 


geben, daß die Miniſter bei Beobachtung der Verfaſ⸗ 
vorangehen würden. Aber der Miniſter könne auf Ab. 


gerade durch die Landesvertretung mit dieſem Geſetz in 


der Hand, und dies ſei offenbar eine Schwächung der Krone. Es handle ſich hier 


um politiſche Handlungen, nicht um gewöhnliche Anwendung von Strafgeſetzen. 


ü — ſei kein feſter Boden, ſondern Raum für entgegengeſetzte Anſchauung. Die 
erfaffung habe Artikel, die @elege, — andere, die nur Grundzüge für die Spe ⸗ 


Aufhebung des Art. 69 der Verfaſſung We haben, wenn fie die Ueber⸗ 
zeugung gewonnen hätte, daß er die königliche 

würde in dieſem Falle nicht für das Geſez das Wort genommen haben. Der 
Vorredner hätte die Aufhebung des Art. 69 konſequenterweiſe vorſchlagen müſſen. 


Der Miniſter zitirt zum Schluß eine Aeußerung Stahls, daß ein Geſetz über 


Miniſteranklage der letzte Ausbau unſerer Verfaſſung 
ihre Pflicht durch Einbringug des Geſetzes gethan zu haben. (Schluß folgt.) 
— Zu dem Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz find felgenbe 
anträge geſtellt: 1) Das Herrenhaus wolle beſchließen: die 98. 
eee (88. 26—35 der Regierüngevorlage) zu ſtreichen und 
an deren Stelle das Nachſtehende zu ſetzen: „Ueber die Anklage entſcheidet der 
oberſte Gerichtshof der Monarchie in vereinigten Senaten. 
beider Häuſer des Landtags, welche dem Obertribnnal angehören, können an der 
Stellung des Antrages auf Anklage und an den Verhandlungen über denſelben 
nicht Theil nehmen“; 2) das Herrenhaus wolle beſchließen: den g. 41 der Kom⸗ 
miſſionsvorſchläge (8. 


ſei. Die Regierung glaube 


nehmen: „Erklärt der Gerichtshof den Angeklagten für schuldig, fo wird er ſeine 


Amtes als Miniſter verluftig und für die Dauer von 3 Jahren unfähig, in ein 
Miniſteramt einzutreten.“ — Beide Anträge find von Hrn. v. Daniels. } 


| Haus der Abgeordneten. 

Berlin, 4. März. [Die 15. Sitzung] wird vom Präſidenten 
Grabow um 11 Uhr 15 Minuten eröffnet. Nach geſchäftlichen Nahen g 
und einigen Anträgen tritt das Haus in die Berathung des Wuchergeſetzes ein. 
(Die Verhandlungen darüber werden wir morgen mittheilen.) — Der Miniſter 
des Innern bringt einen Geſetzentwurf ein, betr. die gänzliche Aufhebung des 
Paßzwanges. Später geht das Haus zur Berathung des Berichts der Unter⸗ 
richtskommiſſion über Petitionen über, 1 

In der Petition der ſtädtiſchen Behörden von Poſen nimmt das 
Wort Abg. v. Saucken (Tarputſchen): Es jet r daß in dieſem Hauſe 
noch ſolche Petitionen zur Erörterung kommen können. Man habe viel von einer 
neuen Aera geſprochen; für die Juden ſei ſie bis jetzt, Dank dem Kultusminiſter, 
elne Verheißung geblieben. Seit der Emanſfrung der Derfafjung fei nicht zu 

präſumiren, daß es noch konfeſſtonelle Schulen gebe, ſo daß die Regierung gar 
nicht in der Lage ſei, eine prinzipielle Entſcheidung 5 treffen. Man könne au 
nicht vorausſetzen, daß das neue Unterrichtsgeſetz im Widerſpruch mit dem Art. 1 
der Verfaſſung ſtehen werde. Der Redner geht auf die nicht angenehme Tem⸗ 

eratur ein, welche in Betreff der Juden im Kriegsminiſterlum herrſche. Jüdi⸗ 
Ihe einjährige Freiwillige, welche das Offiziereramen gemacht und vom Offi⸗ 
zierkorps angenommen feien, würden von der 8 Behörde bei Seite ge⸗ 
ſchoben. Es ſei Unrecht, die Juden bis dicht ans Ziel zu laſſen und ihnen dann 
zu ſagen: bis hierher und nicht weiter. Es ſei Unrecht, daß ſich die Juden Alles 
von der Großmuth der Miniſter erbitten müßten. — 57 v. Henning (Stras- 
burg) ebenfalls für den Kommiſſionsantrag. Das Miniſterium hätte Urſache 
gehabt, auf die Worte, die im vorigen Jahre gegen die reaktionären Beamten 
hier im Haufe gerichtet worden, beſſer zu achten. Der Herr Kultusminiſter ift 
durch einen ſolchen Beamten immer weiter in das Ungeſetzliche, in das Nicht⸗ 
achten der Verfaſſung hineingezogen worden. (Der Redner wird wegen dieſer 


und v. Kleiſt⸗Retzow. 


Die 


kacht verringere, und er ſelber 


erbeſſerungs⸗ 
27 - 36 der 


Die Mitglieder 


40 der Regierungsvorlage) in nachſtehender Faſſung anzu» ' 


Aeußerung von dem Präſidenten ganz leiſe unterbrochen.) Der Redner erponirt 
die Sachlage, welche der Petition zu Grunde liegt und rechtfertigt feine Aeuße⸗ 
rung, der Minifter habe ſeinen früheren Standpunkt verlaſſen. Unter der vori- 
gen, jo oft verdammten Regierung ſagte man: na, das ſteht zwar in der Verfaſſung, 
aber wir kümmern uns nicht darum. Da lag doch wenigſtens Sinn darin 
(Heiterkeit). Die Sache hat ihre ganz ernſten Seiten. (Redner führt Beiſpiele 
aus der Zeit der neuen Aerg an.) — Der Mintfter des Innern nimmt 
das Wort, um Hrn. v. Saucken zu erwiedern. Man kann mit ihm der Mei⸗ 
nung ſein, daß viel Prinzipienloſigkeit in der Welt herrſcht, aber man kann 
anderer Meinung ſein über die Adreſſe, an die dleſe Worte zu richten 
jeien. Oho.) Hat man eine Zeitlang mit der Welt gelebt, dann wird einem 
Manches früher Unklare klar. (Oho, Murren links.) Außerdem hat der 
Herr Redner dem abweſenden Kriegsminiſter ſchwere Vorwürfe gemacht, 
welche er beſſer aufgeſpart hätte, bis der Miniſter darauf antworten könnte. 
(Der Miniſter ſprach mit Amberocbontiich befges Stimme; feine Worte erhiel⸗ 
ten rechts ca Beifall; links der Ruf, warum der Kriegsminiſter nicht 
anweſend ſei.) Abg. v. Mallinckrodt (gegen die Anträge der Kommiſſion) 
weiſt aus den verſchiedenen Artikeln der Verfaſſung nach, daß die Regierung mit 
ihrem Verfahren im Recht jei, weiſt auf das nicht ganz aufgehobene Geſetz vom 
23. Juli 1847 hin, deſſen 8. 2 ganz dürre die Nichtzulaſſung der Juden als 
Lehrer an Kunſt. und Lehranſtalken ausspricht. Er geht auf das Weſen der 
chriſtlichen Schulen ein, verwirft das Syſtem der Simultanſchulen; denn in 
dieſen werden die Schüler von den jüdiſchen Fu entchriſtlicht, die jüdiſchen 
Schüler werden durch diefe Lehrer nicht beſſere Juden, 

Abg. Dr. Dieſterweg (für den Kommiſſionsantrag) macht den ſtädtiſchen Be- 
hörden den Vorwurf, daß fie nicht auch für den jüdiſchen Religionsunterricht 
ſofort bei Gründung der Schule einen jüdiſchen Lehrer, neben den Lehrern der 
evangeliſchen und katholiſchen Konfeſſion, angeſtellt hätten. Dafür müßten jetzt 
die Juden büßen. Die Stadt Poſen habe die Mittel für die Gründung der 
Schule hergegeben und könne daher mit vollem Recht die Berechtigung zur An⸗ 
ſtellung der Lehrer beanſpruchen. Die Regierung trete dieſen gerechten Wün⸗ 
ſchen der Stadtbehörden mit faulen, wurmſtichigen Gründen ent egen. Der 
Grund, daß die Schule durch die Zulaſſung jüdiſcher Lehrer entchri tlicht werde, 
ſel binfänig ein ſolches Nebeneinanderleben und Wirken von Lehrern verſchie⸗ 
dener Ran tenen ese icht bie tetigisſe Geftunung, ſondern fördere das 
Ziel der Erziehung: Toleranz und Humanität. Dieſes Ziel im Auge zu haben, 
ſei die Aufgabe der Regierung. Gegen die Juden ſei namentlich in dieſer Be⸗ 
ziehung eine große Schuld abzutragen. — Der Kultusminiſter v, Beth ⸗ 
mann⸗Hollweg: Die Regierung fei von den Petenten hart angeklagt wor⸗ 
den. Wie man behaupten könne, daß hier eine Verfaſſungsverletzung vorllege, 
gehe über ſeinen Begriff; er ſchulde dem Haufe, das nach ſeiner Ueberzeugung 
und nicht nach vorgefaßter Meinung ſein Votum abgebe, altenmäßig den kon⸗ 
feſſionellen Charakter der Schule nachzuweiſen; nicht durch eine Suftan 8• 
urkunde, wo das zu leſen, ſondern in einer Reihe von Schriftſtücken von der 
Kommune und der Regierung ſei der chriftliche Charakter der Schule ausge⸗ 
ſprochen. Als das Ziel, das 0 erreichen dieſer Schule obliegt, ſei eine feft reli⸗ 
giös-ſittliche Erziehung aufgeſtellt. Von jüdiſchem Religionsunterricht ſei in 
dem erſten Lehrplan nicht die Rede geweſen; von dem Unterricht in der Ge 
ſchichte zeigen ſich bald die Früchte — fie zeigen ſich in der Duldſamkeit egen 
Andersgläubige, und dieſe Duldſamkeit iſt begründet durch die Lehren des & 
ſtenthums, denn das Chriſtenthum allein ift duldſam, — das Heidenthum, das 
Judenthum, der Atheismus find unduldſam und verfolgungsfüchti, (Unwillen 
linke). Der Miniſter führt die bereits in der Kommiſſion von dem Darin 
Kommiſſar abgegebene Erklärung weiter aus, geht auf den Inhalt der Schen⸗ 
kungdurkunde über 50,000 Thlr. zum Neubau eines Schulgebäudes über und 
Tr . a 105 A zu ee: — ſchließt: Die Be⸗ 

werde des Magiſtrats, denn Anträge hat er nicht geſtellt, iſt nicht begrün⸗ 
det, und ich werde derſelben keine Abpiilte E . een 


a „Prodingielles, 
G Bojanowo, 3. März. [Wohlthätigkeit.] Der Steuereinn 
a. D. Matthias, welcher bereits am 1. Oktober 4556 2 50jährige Am a 
läum gefeiert, hat ſich unſere Stadt zu dauerndem Danke verpflichtet. Er hat 
nicht nur auf hieſigem evangeliſchen Kirchhofe im vorigen Jahre eine Searle 
nißkapelle erbauen laffen, ſondern jetzt auch dem Kirchenrath die Erklärung ab. 
gegeben, er werde demnächſt einen Leichenwagen (nebſt Bekleidung für KRutfcher 
und Pferde) im Werthe von etwa 200 Thalern der Gemeinde schenken. 
r Wollſtein, 3. März. [Provinzial⸗Blindeniuſtitut.] Die 
Errichtung einer Provinzial-Blindenanſtalt iſt ſchon feit länger als 30 Jahren 
Gezenſtand der Erörterungen an kompetenter Stelle geweſen. Bereits 1832 
wurde der Plan aufgeſtellt mit dem Schullehrer⸗Seminar zu Poſen eine Erzie- 
hungsanſtalt für Blinde zu verbinden, was indeß bald als . für den 
Seminarunterricht und als zu koſtſpielig erkannt wurde. Später wurde be⸗ 
ſchloſſen den Unterricht der blinden Kinder verſuchsweiſe ſolchen Elementarleh⸗ 
rern, welche Neigung und Geſchick dazu bekunden würden, gegen Gratifikation 
aus einem zu dieſem Zweck geſammelten Fond zu überweiſen. Dies iſt jedoch 
ebenfalls nur in unbedeutendem — zur Ausführung gekommen und mußte 
nach längerer Erfahrung als unzweckmäßig verworfen werden; denn wenn die 
Blinden durch den Unterricht der Lehrer auch eine angemeſſene Geiſtesbildung 
empfangen hätten, fo würden fie doch, wegen Unkenntniß 9 Hand⸗ 
arbeit, ſich ihren Unterhalt nicht haben verſchaffen könuen. Es war daher 1845 
im Plane, eine Blinden- Unterrichtsanſtalt in einer der Mittelſtädte der Pro- 
vinz ins Leben zu rufen; aber durch finanzielle Schwierigkeiten und in Folge 
der trüben politischen Exeigniſſe in hieſiger Provinz 1846 und 1848 geriet 
dieſe Angelegenheit ins Stocken. 1853 unternahm es endlich der hieſige Apo- 
theker Knechtel (etzt in Berlin) hier eine Privat-Blindenanftalt zu gründen, 
wozu der damalige Oberpräſident v. Puttkammer bereitwillig die Zinſen aus 
einem von ihm ſchon früher aus Privatbeiträgen bis auf 4000 Thlr. angeſam⸗ 
melten Fond als dauernden Zuſchuß überwies. Der Provinzial⸗Landtag hatte 
nachdem die Anſtalt einige Jahre beſtanden und gute Reſulkate geliefert, doch 
noch Anſtand genommen fie für eine ſtändiſche zu erklären, weil das erſt im 
| Werden begriffene Inſtitut noch einer längeren Beobachtung unterworfen wer⸗ 
den müſſe. Jetzt beſteht die Anſtalt 9 Jahre und hat ihren Zweck mit Glück 
und trefflichem Erfolge angeſtrebt. Die enklaſſenen Zöglinge haben nicht nur 
eine angemeſſene Geiſtesbildung ſich i ea ſondern können ſich auch ſelb⸗ 
ſtändig durch die erlangte Ferkigkeit in allerlei Stroharbeiten ernähren und 
fallen weder ihren Angehörigen noch den Gemeinden zur Laſt. Im Intereſſe 
des Fortbeſtehens der mas wirkenden Anſtalt wäre es gewiß dringend 
99 — daß dieſelbe nunmehr bald zu einem ſtändiſchen Inſtitute er · 
oben würde. 
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(Beilage.) 


